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Stenografischer Bericht offentliche Anhorung

18. Sitzung — Arbeits- und Sozialpolitischer Ausschuss

29. Oktober 2025 — 11:05 bis 14:47 Uhr

Anwesende:

Vorsitz: Sabine Bachle-Scholz (CDU)

CcDU AfD SPD

Jennifer Gieller Gerhard Barsch Nadine Gersberg
Stefanie Klee Robert Lambrou Dr. Josefine Koebe
Michelle Kraft Volker Richter Matthias Korner
Claudia Ravensburg Turgut Yiksel

Max Schad

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Freie Demokraten

Marcus Bocklet Yanki Pursin

Julia Herz

Felix Martin

Weitere Anwesende:

Ministerin Heike Hofmann, Staatssekretarin Manuela Strube, Vertreterinnen und Vertreter der
Staatskanzlei und des Hessischen Ministeriums fir Arbeit, Integration, Jugend und Soziales sowie
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktionen und der Landtagskanzlei.

Die Liste aller Anwesenden liegt der Ausschussgeschaftsfliihrung vor.
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Lutz Blichner
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Dr. David Rauber
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Frébel Bildung und Erziehung gGmbH

Marek Korner

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Landesverband Hessen
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Blrgermeister
Benjamin Reinhart
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Dr. Gottfried Oy
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Stefanie Butzler
Alexander Paul
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Sigrid Isser
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Dr. Daniela Wehrstein
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Verband binationaler Familien
und Partnerschaften, iaf e. V.

Alexandros Stathopoulos

Sonja Wellnitz
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Vorsitzende: Meine Damen und Herren! Wir haben eine umfassende Anhérung vor uns, wie wir
auch an den vielen Gasten sehen, die die gesamte Regierungsbank fllen.

Ich heilde Sie herzlich willkommen und danke lhnen, dass Sie uns mit lhrer Expertise und Ihren
Kenntnissen zur Seite stehen. Ich begrufe aber auch Frau Ministerin Hofmann, Frau Staatssek-
retarin Strube, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des HMSI sowie die Presse und die interessierte
Offentlichkeit.

Ich rufe auf:

Offentliche miindliche Anhérung

Gesetzentwurf

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Gesetz zur Sicherstellung des Fachkraftebedarfs von
Tageseinrichtungen fiir Kinder (Kita-Fachkraftegesetz)
— Drucks. 21/2189 -

Gesetzentwurf

Fraktion der Freien Demokraten

Gesetz zur Forderung der frithkindlichen Bildung und
Sprachforderung in Kindertageseinrichtungen

— Drucks. 21/2391 -

Gesetzentwurf

Landesregierung

Zehntes Gesetz zur Anderung des Hessischen Kinder- und
Jugendhilfegesetzbuches

— Drucks. 21/2612 -

Dringlicher Gesetzentwurf

Fraktion der AfD

Gesetz zur Sprachforderung in Kindertageseinrichtungen
— Drucks. 21/2665 -
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zu den Gesetzentwdrfen:

Stellungnahmen der Anzuhérenden
— Ausschussvorlage ASA 21/4 —

(Teil 1 verteilt am 08.09.2025,
Teil 2 verteilt am 23.09.2025,
Teil 3 verteilt am 20.10.2025,
Teil 4 verteilt am 21.10.2025,
Teil 5 verteilt am 31.10.2025)

Lassen Sie mich bitte noch etwas zur Verfahrensweise sagen, bevor wir in die Anhérung einstei-
gen. Insgesamt haben 13 der von den Fraktionen benannten Anzuhdérenden ihr Kommen zuge-
sagt. Diese werden wir in zwei Gruppen anhdren.

Ich bitte die Anzuhérenden, sich bei ihren Vortragen auf eine Redezeit von funf Minuten zu be-
schranken. AulRerdem bitte ich Sie, in lhren Vortradgen neue, zusatzliche Aspekte zu berlcksich-
tigen; denn lhre schriftlichen Stellungnahmen setze ich als bekannt voraus. Auflerdem behalte
ich mir vor, Sie darauf hinzuweisen, wenn Sie die Redezeit etwas langer Uberschreiten. Die Kol-
leginnen und Kollegen bitte ich, in den Fragerunden jeweils die Adressaten ihrer Nachfragen zu
nennen.

Wir starten in die Anhérung und beginnen mit den Kommunalen Spitzenverbanden. Als Erstem
gebe ich Herrn Direktor Gieseler, Hessischer Stadtetag, das Wort.

Block 1

Herr Stephan Gieseler: Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren! Wir
danken fir die Gelegenheit zur Stellungnahme. Ich verweise ganz kurz auf die Heusenstammer
Erklarung, die Ihnen zugegangen ist. Sie beschreibt eine, wie ich meine, sehr vorzeigbare Kom-
promisslage, die zwischen den kreisfreien Stadten, den Sonderstatusstadten und den kreisange-
hérigen Stadten und Gemeinden derzeit darin besteht, wie wir uns zu der Frage der Kinderbe-
treuung in Ganze positionieren. Es lohnt sich, dort einmal hineinzuschauen; denn Kompromiss-
lagen sind immer schwer abzubilden, gerade in diesen GroRenklassen.

Speziell zu den Gesetzesvorschlagen und den Anderungen dazu haben wir nur drei Anmerkun-
gen, auf die wir betont noch einmal aufmerksam machen wollen. Zum einen hatten wir uns — das
bildet sich aber im Gesetzentwurf nicht ab — eine Dynamisierung der Pauschalen nach den
§§ 32 ff. HKJGB gewitinscht. Zum anderen haben wir bei der Frage der Anerkennung von im
Ausland erworbenen Abschliissen durchaus eine berechtigte Sorge, was die Anrechnung Uber
Credit Points betrifft. Da hatten wir uns eher eine strukturierte Vorgabe von anerkennungsfahigen
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Sachverhalten gewlinscht. Wir machen auch noch darauf aufmerksam, dass wir bei der Ferien-
zeitregelung nach § 25 HKJGB-E 30 Tage im Minimum statt vier Wochen anregen wiirden.

Das waren schon unserer Hinweise. Im Ubrigen weilt ich, dass Sie alle sehr fleiRig sind und alles
grundlich gelesen haben, sodass ich keine weiteren Ausfihrungen zu machen brauche.

Herr Tim Ruder: Guten Morgen, Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann
nur auf eine Stellungnahme verweisen, die wir heute frilh — das ist ein Versaumnis unsererseits,
ich bitte, das nachzusehen — zu dem Regierungsentwurf verschickt haben. Die anderen Stellung-
nahmen liegen lhnen vor. Deshalb trage ich lhnen schlaglichtartig vor, was wir an den Gesetz-
entwirfen positiv finden und worauf wir dariber hinaus hinweisen.

Wir haben — das klang auch schon bei dem Kollegen an, der vor mir gesprochen hat — eine klare
Erwartungshaltung bzw. eine klare Beschlusslage hinsichtlich der Férderung seitens des Landes
und moéchten hier auf die Kernforderungen der Kommunalen Spitzenverbande anlasslich der letz-
ten Landtagswahl verweisen: Erhéhung, Dynamisierung und ein Investitionsprogramm, so, wie
es auch im Koalitionsvertrag dieser Landesregierung hinterlegt ist. Das ist fur uns ein wichtiger
Aspekt, um die Erfullung dieser wichtigen Aufgabe der Daseinsvorsorge zu gewahrleisten.

Schlaglichtartig zu den Regelungen des Regierungsentwurfs: Wir begrif3en die Erweiterung der
Modellversuche, da wir uns dadurch fir die Landkreise in den Kommunen mehr Handlungsspiel-
raume erwarten. Das geht in die richtige Richtung.

Wir begriiRen ebenfalls die Aufnahme der Gesundheitsberufe tber § 25b HKJGB und die Strei-
chung der Voraussetzung des Mittleren Bildungsabschlusses sowie die Option der Schlief3zeiten
in der Betreuung von Grundschulkindern. All das findet unsere Zustimmung.

Ich mdchte hier ausdricklich noch einmal an die Abgeordneten appellieren, in dem einen oder
anderen Bereich etwas mehr Mut zur Flexibilitat zu beweisen. Es ist flr uns wichtig — deswegen
sind wir auch mit der Landesregierung in dem Dialog der Zukunftswerkstatt —, insbesondere in
Zeiten knapper Kassen und des Fachkraftemangels mehr Spielrdume zu erhalten.

Wir haben dazu einige Vorschlage gemacht, die im ministeriellen Verfahren noch nicht aufgegrif-
fen worden sind. Das eine ist die doch etwas burokratische Anerkennung von Teilzeittatigkeit bei
der Frage von sonstigen Tatigkeiten und Qualifikationen. Die reichen. Da soll man es entspre-
chend dem Umfang gewahrleisten, so der Gesetzentwurf. Da schlagen wir eine Entburokratisie-
rung vor: Ab 50 % wird das wie eine Vollzeitstelle behandelt.

Auch die anderen Antrage sollten kurz Erwahnung finden. Zum Thema Sprachférderung: Wir ha-
ben ein Interesse an einer landesweit einheitlichen Ausgestaltung der Sprachférderung in den
hessischen Kindertagesstatten. Sie sollte zeithah umgesetzt werden. Auch hier — das wird Sie
nicht Gberraschen — pladieren wir fir eine auskdmmliche Finanzierung durch originare Landes-
mittel. Uns ist bei einer Verstetigung der Sprachférderung wichtig, dass dies nicht zulasten der
Kinder mit einem Fdorderbedarf geht. Dies ist in einem Gesetzentwurf angedeutet. Auch missen
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wir hier hinterlegen, dass, wenn es zu einer Sprachférderung kommt, nicht jede Kita tatsachlich
einen Bedarf an SprachférdermalRnahmen hat. Das heif3t, wir missen Parameter finden, auf de-
ren Grundlage wir das Geld sinnvoll verteilen: Kein GielRkannenprinzip also, sondern das Geld
soll dorthin gehen, wo es sinnvoll ist.

Beim FDP-Gesetzentwurf ist unklar — wir haben es nicht herauslesen kénnen —, ob bei einem
Sprachférderbedarf ein Kita-Wechsel vorgesehen ist. Das wirden wir als kontraproduktiv anse-
hen; denn insbesondere Kinder mit einem Sprachférderbedarf in dem Alter sollten nicht aus ihrer
gewohnten Umgebung herausgenommen werden. — So viel schlaglichtartig zu dem Thema
Sprachférderung.

Ich schlieRe mit Anmerkungen zu dem Entwurf fir ein Gesetz zur Sicherstellung des Fachkraf-
tebedarfs von Tageseinrichtungen fir Kinder. Da wirden wir das Sozialpadagogische Einfih-
rungsjahr begriiRen ebenso wie die Mdglichkeit der Kombination von Ausbildung und Abitur. Wir
regen auch hier eine Verkirzung der Ausbildung und eine Anpassung an aktuelle Inhalte an. —
So viel dazu. Ich hoffe, ich habe die Redezeit eingehalten.

Herr Dr. David Rauber: Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren Abgeordneten, Frau Staats-
ministerin, Frau Staatssekretarin! Auch ich verweise auf unsere schriftlichen Stellungnahmen be-
treffend zum einen den Gesetzentwurf der Landesregierung und zum anderen die Fraktionsent-
wiirfe der Freien Demokraten und der AfD sowie den vorab zugegangenen Entwurf von BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN.

Wir haben es hier mit einem sehr wesentlichen Feld zu tun, und deshalb ist es unser zentraler
Appell, einerseits das Notige gesetzlich zu regeln und sich andererseits dabei auf unabdingbare
Mindeststandards zu beschranken und ansonsten entwicklungsoffen und auch offen fiir die Tra-
gerverantwortung zu bleiben.

Da hat der Gesetzgeber nach dem Eindruck der Stadte und Gemeinden, die letztlich verantwort-
lich sind, fur ein ausreichendes Platzangebot zu sorgen und dies auch weit Gberwiegend zu fi-
nanzieren, in den letzten Jahren eher zu viel des Guten getan. Deswegen gibt es an einigen
Stellen den Bedarf, Regelungen zurlickzunehmen; denn wir haben es hier mit einem Bereich zu
tun, in dem es — Stand: 2025 — um ungeféahr 277.000 belegte Platze geht. Uber 59.000 Menschen
— noch nicht mitgezahlt die freigestellten Einrichtungsleitungen — arbeiten dort jeden Tag. Fr die
muss es auch funktionieren, insbesondere aber fiir Kinder und Eltern muss die Betreuung konti-
nuierlich, verlasslich und auch ausreichend sein. Sie alle kennen die Presseberichte quer durch
die kommunale Landschaft, wonach Offnungszeiten aus personellen Griinden zusehends wieder
gekdirzt werden.

Das ist sicherlich nicht der Anspruch, den die Kommunen haben, aber auch die Gesetzgeber
haben ihn nicht. Daher gibt es hier einen weitergehenden Handlungsbedarf, den der Gesetzent-
wurf der Landesregierung in Teilen aufgreift. Aber um es klar zu sagen: Wir hatten die Landesre-
gierung auch unterstitzt, wenn sie dort weiter gegangen ware.
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Wir haben es mit einem sehr vielfaltigen Bereich zu tun: Es ist eine sehr bunte Tragerlandschaft,
die die Wald-Kita mit Bauwagen genauso umfasst wie den mehrgruppigen, alterstibergreifenden
Kindergarten mit angeschlossenem Familienzentrum. Fur all die muss das passen, was gesetz-
lich geregelt wird, und deswegen kann es nicht so sein, dass Vorgaben bis in die letzten Details
gemacht werden. Das aber ist leider eine Tendenz, die in den letzten Jahren zu beobachten war.

Wir wiinschen uns deshalb, dass die Trager, die in ihren Einrichtungen durchweg Fachkrafte als
Leitung haben mussen, auch die Mdéglichkeit bekommen, nach den 6értlichen Verhaltnissen zu
schauen: Geht es noch? Kénnen wir die Offnungszeiten noch gewahrleisten; oder gibt das die
personelle Ausstattung der konkreten Kita nicht her? — Aber das sollte vor Ort entschieden wer-
den und nicht im Landtag. Darauf kommt es eben sehr an: Wie ist der Personalkérper zusam-
mengesetzt, und was ist dort leistbar? Was sind die Anforderungen, die sich aus der Belegung
durch die Kinder ergeben?

Wir haben deshalb drei Problembereiche konkret hervorzuheben: Bei dem ersten Bereich geht
es um den Quereinstieg. Da wiinschen wir uns dringend eine Vereinfachung: dass die zuséatzliche
Prifung der Jugendamter, ob die Kraft zum Profil und zum Konzept der Einrichtung passt, entfallt;
denn das ist schliellich Sache des Tragers, der dafir mindestens eine Fachkraft beschaftigt,
zumindest fur die Leitung und fur die Gruppenleitungen.

Wir sollten des Weiteren bei den Betreuungsmittelwerten zuriickgehen, um lange Offnungszeiten
zumindest zu erleichtern. Das wird, wie gesagt, auch nicht Uberall die Probleme I6sen, aber es
gabe einrichtungsindividuell die Chance, zu schauen: Konnen wir es mit dem Personal, das ver-
fugbar ist, darstellen oder nicht? — Insbesondere bei einer stabilen Personalstruktur wiirde dann
mehr gehen.

SchlieRlich und endlich ist es auch ein dickes finanzielles Brett, das da zu bohren ist: 2004 lagen
die Ausgaben der Kommunen flr Tageseinrichtungen noch bei ziemlich genau 1 Milliarde Euro;
2023 — das ist die letzte Zahl, die statistisch erfasst ist — lagen wir bei 3,8 Milliarden Euro. Die 4-
Milliarden-Euro-Marke musste also aktuell deutlich geknackt sein. Daher ist es wichtig, dass die
Pauschalen angepasst werden. Wir begriften auch — in einem anderen Zusammenhang —, dass
die Fraktionen der CDU und der SPD jetzt beim Finanzausgleich einen kleinen zusatzlichen Zu-
schlag fur kinderreichere Kommunen vorsehen.

Insbesondere wiinschen wir uns bei der Erstattung von Elternbeitragsfreistellungen, die das Land
nach dem HKJGB vornimmt, eine deutlich starkere Dynamisierung. Das haben alle drei Verbande
gemeinsam in die Diskussionen mit dem Ressort eingebracht. Daher haben wir noch einiges an
aus unserer Sicht winschenswerten und sinnvollen Erganzungen zu den Gesetzentwirfen, die
hier zur Diskussion stehen, auf dem Zettel. — Vielen Dank.

Herr Marek Korner: Sehr geehrte Frau Vorsitzende Bachle-Scholz, sehr geehrte Frau Staatsmi-
nisterin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Aus Sicht von Frébel Bildung und Erziehung
greifen alle vorliegenden Gesetzentwiirfe zentrale Herausforderungen des hessischen Kita-
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Systems auf, mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen. Im Fokus stehen aus unserer Sicht
der Fachkraftemangel, die Qualitatsentwicklung sowie der Sprachférderbedarf.

Zum Fachkraftemangel: Der Entwurf der Landesregierung sieht vor, den Fachkraftekatalog um
weitere Berufsgruppen zu erweitern, darunter Logo-, Ergo- und auch Motopadagoginnen und -pa-
dagogen. Diese Initiative begrifien wir ausdriicklich. Die Entwicklung multiprofessioneller Teams
ist strategisch notwendig und fachlich sinnvoll. Unsere Erfahrungen, insbesondere die aus unse-
ren Kitas in Nordrhein-Westfalen — insgesamt haben wir dort 82 Kitas im Betrieb —, zeigen, die
Zusammenarbeit von padagogischen, therapeutischen und heilpadagogischen Fachkraften be-
reichert die kindliche Entwicklung, starkt die Qualitat der padagogischen Arbeit und ist tatsachlich
in der Beziehung nachhaltig.

Gleichzeitig pladieren wir fir mehr Mut. In NRW leisten sogenannte DQR-4-Krafte, Musikerinnen
oder auch Gartnerinnen und Kdche, bereits heute sehr wertvolle Arbeit in unseren Einrichtungen.
Wir bilden unsere Kéchinnen und Kéche alle aus, auch uber eine 160-Stunden-Qualifizierung.
Die fihren mit den Erzieherinnen und Erziehern und den Kindern tatsachlich padagogische An-
gebote durch, zum Anbau von Friichten oder Gemdise, aber auch zur Zubereitung. Das ist ein
wichtiges alltagsnahes Lernfeld fur Erndhrung, Sprache, Sicherheit und soziale Interaktion, und
auf diesem Weg ist weiter fortzuschreiten.

Aber Sie kdnnen auch andere Qualifikationen mit aufnehmen, und da pladieren wir dafir, Thea-
terpadagogen, Kulturpadagogen, Musikpadagogen, Religionspadagogen, Sportpadagogen, aber
auch — das wird haufig vergessen — Medienpadagogen einzubeziehen. In der heutigen, digital
bestimmten Zeit ist es ein sehr wichtiger Aspekt, auch die Medienpadagogen in den Fachkrafte-
katalog als profilerganzende Krafte aufzunehmen.

Wichtig ist uns jedoch eines: Die Ausweitung des Fachkraftekatalogs darf zu keiner schleichen-
den Absenkung der Qualitatsstandards fuhren. Deshalb fordern wir: ein verbindliches 160-Stun-
den-Curriculum fur neue Berufsgruppen und eine grundlegende konzeptionelle und praktische
padagogische Einbindung in die jeweilige Kita; eine gesetzlich verankerte Finanzierung der Wei-
terbildung des Tragers — fur die Durchfliihrung dieser 160-Stunden-Qualifizierung — und, da die
Menschen freigestellt werden, wenn sie die Qualifizierung durchlaufen, eine gesetzlich verankerte
Praxisanleitung inklusive Finanzierungsanteilen fur die Beschaftigungstrager.

Ich komme zu Punkt 2: Qualitatsentwicklung. Der aktuelle Entwurf bleibt aus unserer Sicht stark
auf die Strukturqualitat fokussiert. Doch Qualitat in der frihen Bildung bemisst sich nicht allein an
GruppengréfRen, Qualifikation und Personalschlisseln. Wesentlich entscheidend ist die Prozess-
qualitat, also die Qualitat der Interaktion, der alltagsintegrierten Sprachbildung, der Teamarbeit
und der Zusammenarbeit mit Eltern, also mit dem Sozialraum. Dartber hinaus sollte genau dieser
Sozialraum starker einbezogen werden: Kita-Sozialarbeit, ein integriertes Sozialraumbudget und
die Blndelung bestehender Forderinstrumente, etwa Familienzentren, kdnnen hier wichtige Im-
pulse fur qualitativ hochwertige und interaktive Prozesse setzen.

Frébel empfiehlt die Einflhrung einer landesweiten, gesetzlich verankerten Qualitatssicherung,
orientiert an der Férderprogrammatik der Bundesinitiative ,Friihe Chancen® des Qualitats- und
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Entwicklungsgesetzes und den Evaluationsstandards der Kultusministerkonferenz, sowie eine
verpflichtende Evaluation der padagogischen Qualitat und ihrer Weiterentwicklung. Wir von Fré-
bel Bildung und Erziehung flhren das bereits mit der padquis Stiftung in unseren rund 250 Kitas
durch. Es ist eine freiwillige Evaluationsmethode; sie erméglicht uns aber tatsachlich, die Wirkung
von Qualitat, also die Interaktionalitat mit Kindern, sachlich zu messen, und das ist ein wichtiges
Qualitdtsmerkmal in der zukunftigen Qualitatsentwicklung.

Ich komme zu Punkt 3: Sprachférderung. Sprache ist der Schllssel zu Teilhabe, Integration und
Bildung und damit ein zentraler Qualitatsfaktor fur frihe Bildung. Deshalb fordern wir, Sprachfor-
derung als verbindliches Schwerpunktthema im Gesetz zu verankern. Die Orientierung am Bun-
desprogramm ,Sprach-Kitas" ist dabei ausdriicklich zu begriien. Die dort verankerten Elemente
alltagsintegrierter Sprachbildung inklusive Padagogik und die Zusammenarbeit mit Familien soll-
ten als verbindliche Qualitatsdimension im HKJGB mit aufgenommen werden.

Frébel benennt folgende Grundpfeiler fiir eine zuklinftige Sprachférderung: erstens den Einsatz
wissenschaftlicher Beobachtungsverfahren, zum Beispiel BaSiK — das verwenden wir in NRW, in
Hessen verwenden wir KiSS — anstelle von standardisierten, priifungsorientierten Sprachstand-
feststellungen; zweitens eine digitale Infrastruktur fir Trager, die eine valide, objektive und zuver-
lassige Auswertung durch geeignete Endgerate ermdglicht, also entsprechende Softwarelésun-
gen, Tablets, aber auch WLAN in unseren Kitas — haufig ein riesengrofes Problem.

Ich komme zum Fazit: Die drei Gesetzentwlrfe setzen aus unserer Sicht wichtige Impulse. Der
Entwurf der Regierungskoalition starkt die organisatorische Stabilitat, fordert multiprofessionelle
Teams und begegnet dem Fachkraftemangel pragmatisch. Der Entwurf der GRUNEN legt den
Fokus auf eine systematische Qualitatsentwicklung und Sprachférderung — ein Anliegen, das
auch die FDP aufgreift.

Besonders begrifRenswert ware ein Modellversuch — das ist im neuen HKJGB auch vorgesehen
— zur Kita-Sozialarbeit und zum Sozialraumbudget, wie dies bereits in anderen Bundeslandern,
etwa Rheinland-Pfalz und NRW, erfolgreich erprobt wurde. Frébel empfiehlt daher eine struktu-
relle Offnung des Fachkraftekatalogs, einen konsequenten Fokus auf Prozessqualitat sowie eine
systematische und extern Uberprifbare Qualitatsentwicklung sowie die Verankerung der Sprach-
bildung als dauerhafte Aufgabe im HKJGB. — Vielen herzlichen Dank.

Frau Dr. Isabel Carqueville: Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Mitglieder des Ausschusses!
Die GEW Hessen bedankt sich fir die Einladung zu der heutigen Anhérung und die Méglichkeit,
unsere Positionen auch noch einmal mindlich einzubringen.

Lassen Sie mich eingehend sagen, dass ich mich personlich sehr darliber freue, dass sich der
Ausschuss heute so ausfuhrlich mit dem Thema ,Frihkindliche Bildung“ beschaftigt und dass so
viele verschiedene Aspekte besprochen werden. Unsere schriftlichen Stellungnahmen zu den
einzelnen Punkten liegen lhnen vor. Daher méchte ich heute unsere Position noch einmal ganz
grundsatzlich vortragen.
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Ohne dass es abgedroschen klingt, mdchte ich noch einmal hervorheben, wie wichtig frihkindli-
che Bildung ist. Dabei geht es nicht allein darum, den Kindern einen sicheren Ort in Kindertages-
einrichtungen anzubieten, damit die Eltern arbeiten gehen kdnnen, sondern es geht auch darum,
das Fundament fiir eine erfolgreiche Bildungsbiografie zu legen. Es geht um Inklusion, es geht
um Integration, und es geht um die Fachkrafte von morgen.

Die Zahlen der Bertelsmann Stiftung zeigen es deutlich: In Hessen fehlen rund 37.000 Kita-
Platze. Rund 73 % der Kinder werden heute in Gruppen betreut, deren Personalschlissel nicht
kindgerecht sind. Gleichzeitig hangt der Bildungserfolg der Kinder immer noch stark vom Eltern-
haus und vom Wohnort ab. Bildung wird also weiterhin vererbt. Das sind keine neuen Erkennt-
nisse. Das wissen wir schon sehr lange.

Aus Sicht der GEW, einer Bildungsgewerkschaft, kann es nur heien, dass wir mehr in frihkind-
liche Bildung investieren missen. Ich weil}, aufgrund der aktuellen Haushaltslagen ist es landauf,
landab schwierig. Es bleibt trotzdem richtig, und es ist eine Frage der Setzung politischer Priori-
taten und der Verteilung. Der DGB hat hierzu ein Steuerkonzept entwickelt, das ich hier gar nicht
vortragen will. Nur so viel: Das Geld ist da.

Kathrin Bock-Famulla spricht, wenn sie Uber Kitas redet, von einem ,chronisch unterfinanzierten
System®. Das Geld muss also auch an den richtigen Stellen ankommen. Wir sagen daher ganz
klar: Die Kommunen benétigen eine auskémmliche Finanzierung.

Die Arbeitsbedingungen missen sich verbessern. Wir haben wahrend der Corona-Pandemie ge-
sehen, wie systemrelevant der frihkindliche Bereich ist. Glauben Sie mir, wenn ich sage, dass
die Menschen, die dort arbeiten, nicht erst seit dieser Zeit unglaublich hohen Arbeitsbelastungen
ausgesetzt sind. Da wurde nur 6ffentlich, was wir in dem Bereich alle schon vorher wussten. Die
durchschnittlich hohe Zahl an Krankheitstagen bei den Erzieherinnen und Erziehern ist auch da-
rauf zurlickzuflhren, dass sich die Beschéftigten in einem Teufelskreis aus Dauerbelastung be-
finden. Daher ist es richtig, sich Gedanken dartber zu machen, wie man die vorhandenen Kolle-
gen entlastet, neue Kolleginnen und Kollegen hinzugewinnt und die Menschen in dem Beruf halt.

Der Leitgedanke der GEW Hessen lautet daher: Mehr Personal ja, aber qualifiziert und mit guten
Arbeitsbedingungen. Kurzfristige Entlastungen dirfen nicht zu dauerhaften Qualitatsverlusten
fuhren.

Erstens. Wir lehnen jede Absenkung von Qualifikationsstandards ab. Die Offnung des Fachkraf-
tekatalogs darf nicht zu einem Zweitmarkt flr Fachkrafte zur Mitarbeit fihren. Wenn zusatzliche
Personengruppen in die Kitas kommen, muss das stets mit einem verbindlichen Weg zur staatli-
chen Anerkennung verbunden sein. Nur so bleibt frihkindliche Bildung professionell.

Zweitens. Die Fachkraftegewinnung gelingt nicht durch Sonderlésungen, sondern durch attrak-
tive Ausbildungen und verlassliche Rahmenbedingungen. Dazu gehdren eine kostenfreie Ausbil-
dung, der Ausbau der PivA, verbindlich mittelbare padagogische Zeiten, freigestellte Leitungen
und gezielte Unterstitzung durch Verwaltung und Hauswirtschaft, damit die Fachkrafte eben
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mehr Zeit flr die padagogische Arbeit haben. Diese Malinahmen wirken systemisch; sie gewin-
nen Personal, und sie halten es vor allem auch.

Drittens. Wir begrifien, dass Sprachbildung in den Kitas als wichtiges Thema anerkannt wird.
Sprache ist der Schlussel zu Bildung und Teilhabe, aber Sprachférderung darf nicht testgetrieben
und burokratisch sein, sondern sie muss alltagsintegriert, inklusiv und mehrsprachigkeitssensibel
sein. Kinder lernen Sprache in Beziehungen, nicht in Testsituationen. Deshalb lehnen wir ver-
pflichtende Sprachtests und Zuweisungen zu speziellen Schwerpunkt-Kitas kategorisch ab. Statt-
dessen brauchen Kitas mit vielen Kindern mit Sprachférderbedarf zusatzliche Ressourcen.

Unser Fazit als GEW Hessen lautet: Frihkindliche Bildung ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe. Hessen braucht eine verbindliche Qualitatsstrategie, die Ausbildung, Arbeitsbedingungen
und Teilhabe zusammendenkt. Frihkindliche Bildung braucht verbindliche Ressourcen, qualifi-
ziertes Personal und systemische Starkung: fur die Kinder, fir die Familien und flr die Fachkrafte
gleichermalen. — Danke.

Frau Martina Wehner-Schleicher: Sehr geehrte Anwesende! Unser Trager, das Kita-Team und
die Eltern der Kinder der Kita Sternschnuppe in Thalau bedanken sich fir die Méglichkeit zur
Stellungnahme. Nach dem Besuch von Felix Martin, BUNDNIS 90/Die GRUNEN, haben wir wie-
der etwas mehr Mut und Zuversicht, um uns aktiv zum Wohle der Kinder, deren Familien und des
Kita-Fachpersonals einzusetzen.

In Hessen besteht ein akuter Fachkraftemangel in den Kitas, was die Qualitat der Betreuung
bedroht. Da Kinder zu den schwachsten Mitgliedern unserer Gesellschaft zahlen, missen wir
Erwachsene Verantwortung ibernehmen und diese auch konsequent und kompromisslos umset-
zen. Das von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN entworfene Konzept zeigt erforderliche Schritte, um
die aktuellen Herausforderungen zur Sicherstellung des Fachkraftebedarfs besser zu erfiillen.
Unser Meinungsbild zu einigen MalRnahmen in diesem Gesetzentwurf ist:

Punkt 1: Ein Sozialpddagogisches Einfihrungsjahr verkurzt die Erzieherinnen- und Erzieheraus-
bildung um ein Jahr. Ein praktisches Einfihrungsjahr in der Kita und eine qualifizierte Vorbildung
durch die Mittlere Reife sind sehr gute Voraussetzungen, um eine Erzieherinnen- und Erzieher-
ausbildung erfolgreich zu absolvieren. Durch das praktische Jahr in der Kita kann ein realistischer
Eindruck von dem Berufsbild vermittelt werden, und durch die Vorqualifikation sollte auch das
theoretische Fachwissen, das im Anschluss in den Fachschulen vermittelt wird, zu erwerben sein.
Somit wirde sich die Ausbildung fiir diesen Personenkreis um ein ganzes Jahr verkurzen.

Punkt 2: Abitur und Erzieherinnen- und Erzieherausbildung kénnen in vier Jahren gemeinsam
absolviert werden. Durch die doppelte Qualifizierung kdnnen die Studierenden auf ein fundiertes
Fachwissen zuriickgreifen und sich als Fachkraft ihr Studium mitfinanzieren. Wird das Studium
nicht erfolgreich abgeschlossen, kann auf eine solide Ausbildung zurlickgegriffen werden.
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Punkt 3: Das Schulgeld fir die Erzieherinnen- und Erzieherausbildung wird abgeschafft. Die Aus-
zubildenden sollten bei gleichen Qualifizierungsvoraussetzungen die freie Wahl haben, auf wel-
cher Schule sie ihre Ausbildung absolvieren — ganz im Sinne der Chancengleichheit.

Punkt 6: Die Altersgrenze fur die Sozialassistenz wird abgeschafft. Um dem Fachkraftemangel
entgegenzuwirken, ist es notig, allen Personen mit den gleichen Voraussetzungen einen Zugang
zur Ausbildung zu erméglichen. Hierbei sollte das Alter keine Begrenzung darstellen, sondern als
Erfahrungshintergrund honoriert werden.

Nun komme ich zu dem Uberpunkt ,Qualitat verbessern — friihkindliche Bildung stéarken*.
Punkt 10: Das Programm ,Starke Teams, starke Kitas“ wird gesetzlich verankert und entfristet.
Gerade die Kommunen, die finanziell nicht so gut aufgestellt sind — wir zum Beispiel — profitieren
enorm von diesem Programm. Teamcoaching, Supervision und Prozessbegleitung sind wichtige
Bestandteile, um erfolgreich eine Kita zu betreiben. Viel zu oft scheitert die professionelle Beglei-
tung daran, dass die regelmaRige Finanzierung nicht gesichert ist.

Durch das Programm ,Starke Teams, starke Kitas” kdnnen nun endlich alle Kitas, die Unterstit-
zung dringend bendtigen, diese auch beantragen. Malnahmen zum Teambuilding werden inte-
griert. Dies hat eine groRe Wirkung auf die Kommunikation und den Zusammenhalt in Teams:
starke Teams, starke Kitas, starke Kinder. Um den Lebens- und Arbeitsort Kita weiterhin positiv
zu gestalten, ist es von groRer Bedeutung, dieses Programm gesetzlich zu verankern und fortzu-
fuhren.

Herr Benjamin Reinhart: Sehr geehrte Vorsitzende, meine sehr verehrten Damen und Herren
Abgeordnete hier im Plenarsaal! Nach den padagogischen Ansichten aus der Gemeinde Ebers-
burg mochte ich als Vertreter des kommunalen Tragers einige Ergadnzungen zu dem Thema Bau-
kastensystem und naturlich — ganz wichtig — zur verlasslichen Landesférderung der Betriebskos-
ten machen.

Die Kommunen stehen vor der Aufgabe, zuséatzliche Kita-Platze schnell, wirtschaftlich und in ver-
lasslicher Qualitat zu schaffen. Baukastensysteme, wie es sie jetzt auch bei der Feuerwehr gibt,
sind dafir ein erprobter Hebel. Standardisierte Module und geprifte Grundrisskonzepte erlauben
schon sehr frih belastbare Kostenschatzungen, sodass die Planungsunsicherheit reduziert und
die Gewahrung von Erleichterungen bei der Ermittlung der férderfahigen Kosten fur Landes- und
Bundeszuschiisse erheblich vereinfacht werden. Genau diese Transparenz hilft uns, Zuschisse
zielgerichtet und zligig abzurufen, und starkt zugleich das Vertrauen von Férdermittelgebern und
Offentlichkeit.

Ein weiterer grofRer Vorteil ist das Tempo. Vorfertigung verkiirzt die Bauzeit deutlich. Das ist im
landlichen Raum in Ortsteilen mit einem akuten Bedarf ein echter Sicherheitsfaktor fir die Fami-
lien. AuRerdem bleiben modulare Bauten anpassungsfahig. Sie kbnnen erweitert, verkleinert oder
sogar, je nach Bedarf, an andere Standorte umgesetzt werden. So reagieren wir flexibel auf de-
mografische Entwicklungen. Erganzend sprechen wir uns flr eine praxisnahe Ausstattung von-
seiten der Landesregierung aus. Vorschlage fir Moéblierung und Materialempfehlungen bei
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standardisierter Beschaffung vermeiden Schnittstellenprobleme und sichern Qualitat bei effizien-
tem Mitteileinsatz und hoher Akzeptanz beim Trager und bei den Eltern.

Aus unserer Sicht ergibt die Kombination aus Baukastenweise und klaren Ausstattungsrichtlinien
ein schlussiges, zukunftsorientiertes Gesamtpaket fir den quantitativen und qualitativen Ausbau
der Infrastruktur fiir die frihkindliche Bildung, fir die die Gemeinde Ebersburg gerne als Modell-
kommune zur Verfigung stehen wirde.

Dann kommen wir zur Landesférderung der Betriebskosten. Ich denke, wir sind uns alle einig,
dass fruhkindliche Bildung kein Nice to have ist, sondern ein eigenstéandiges Bildungsmodul mit
wachsendem Auftrag und gestiegenen Qualitatsanforderungen.

Damit Qualitat und Zugang fur alle Familien gesichert bleiben, braucht es eine gesetzlich abge-
sicherte, jahrlich dynamisierte Betriebskostenférderung durch das Land Hessen. Personal- und
Sachkosten steigen kontinuierlich, aufgrund von Tarifsteigerungen, langeren Betreuungszeiten
und allgemeinen Preisauftrieben. Ohne planbare Landesmittel miissten Kommunen mit Unsicher-
heiten kalkulieren, was am Ende entweder zu spirbar hdheren Elternbeitragen oder zu Ange-
botskirzungen fuhren wirde. Beides ware familien- und bildungspolitisch fatal. Besonders land-
liche Raume wirden an Attraktivitat verlieren, Fachkrafte wirden abwandern, und der Zugang
zur Bildung hinge starker vom Geldbeutel der Eltern ab.

Deshalb fordern wir klare, einheitliche Bemessungsgrundlagen, weniger Blrokratie bei Antrag
und Abrechnung sowie zusatzliche Mittel fir besondere Aufgaben wie Inklusion, Sprachférderung
oder die Begleitung von Kindern mit Fluchthintergrund. Eine stabile, dynamische Landesférde-
rung ist kein freiwilliges Extra, sondern der notwendige Ausgleich daflir, dass Kommunen eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe verlasslich erfillen kénnen. Wenn Land, Kommunen und Tra-
ger hier gemeinsam Verlasslichkeit schaffen, sichern wir Teilhabe, Fachkraftebindung und Fami-
lienfreundlichkeit und damit die Zukunftsfahigkeit nicht nur der Gemeinde Ebersburg. — Vielen
Dank.

Vorsitzende: Wir kommen nun zu den Fragen der Kolleginnen und Kollegen. — Ich habe noch
einen Hinweis bekommen: Herr Direktor Gieseler vom Hessischen Stadtetag muss sich um
11:55 Uhr, also in knapp zehn Minuten, entschuldigen. Wenn Sie Fragen an Herrn Gieseler ha-
ben, bitte ich Sie, diese zuerst zu stellen. — Frau Ravensburg hat sich gemeldet. Frau Ravens-
burg, richtet sich diese Frage auch an Herrn Gieseler? — Dann bitte.

Erste Fragerunde

Abgeordnete Claudia Ravensburg: Dann hebe ich mir die anderen Fragen auf und stelle nur die
Frage, die sich an Herrn Gieseler vom Hessischen Stadtetag richtet. — Herr Gieseler, mich wiirde
das interessieren: Sie haben Ausfiihrungen zu den Credit Points gemacht. Da geht es auch
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darum, dass nicht alle im Ausland absolvierten Ausbildungen durch die Zertifizierung mit Credit
Points belegt wurden — was mir neu war. Vielleicht kénnten Sie noch einmal Ausfihrungen dazu
machen und erlautern, wie lhr Alternativvorschlag aussieht. Das ist mir noch nicht ganz klar.

Dann interessiert mich insbesondere noch das Thema Hauptschulabschluss. Ich kann verstehen,
dass man sagt, man will auch Quereinsteiger — zum Beispiel Quereinsteiger aus dem Ausland,
wo man den Realschulabschluss nicht kennt — in die Ausbildung aufnehmen. Wir wollen aber die
Anschlussfahigkeit erhalten, dass sie also DQR 4 und dartber hinaus DQR 6 erreichen, um den
Ausbildungsgang attraktiv zu machen und die Fachkrafte durch das Erlangen der Fachhochschul-
zugangsberechtigung zu behalten. Deshalb die Frage: Was umfasst |hr Vorschlag zur Anerken-
nung des Hauptschulabschlusses? Ist es der klassische Sprung nach dem neunten Schuljahr in
die Erzieherausbildung, oder geht es Ihnen mehr um Quereinsteiger? — Das sind meine beiden
Fragen.

Abgeordneter Felix Martin: In der schriftlichen Stellungnahme haben Sie ausgefiihrt, dass viele
der von uns vorgeschlagenen Reformen wichtige Impulse setzen — fiir das Lob will ich mich be-
danken —, dass sie die Attraktivitat des Berufs und die Rahmenbedingungen fiur die Tageseinrich-
tungen verbessern wirden.

Ich habe eine Frage an Sie, was eine andere Stellungnahme angeht: Die Vereinigung Liberaler
Kommunalpolitiker hat in ihrer Stellungnahme zu unserem Gesetzentwurf geschrieben, dass eine
jahrliche Erhéhung der Zuschisse des Landes zu den Betriebskosten der Kitas ein Eingriff in die
kommunale Selbstverwaltung ware. Kénnen Sie diese Einschatzung nachvollziehen? Finden Sie
die Einschatzung nachvollziehbar, dass héhere Landeszuschisse die kommunale Selbstverwal-
tung einschranken?

Abgeordneter Max Schad: Herr Gieseler, ich habe eine Frage zu der schriftlichen Stellungnahme,
die Sie eingereicht haben. Sie schreiben, dass Verwaltungs- und Dokumentationsaufgaben ins-
besondere bei den Fachkraften zu reduzieren sind. Herr Dr. Rauber hat es kurz skizziert; er kann,
wenn Sie weg sind, vielleicht auch noch etwas dazu sagen. Mich wirde interessieren, was Sie
da konkret vor Augen haben.

Herr Stephan Gieseler: Zuallererst: Die These, die Sie vorgetragen haben — die wohl aus poli-
tisch liberaler Feder stammt — kenne ich nicht. Sie wirde vom Hessischen Stadtetag so auch
nicht vertreten werden — um es deutlich zu artikulieren.

Zu dem Thema Credit Points: Wir haben, zugegeben, an der Stelle noch keine grofen Erfah-
rungswerte damit. Allerdings glauben wir, dass wir, auch in Kommunikation mit dem Sozialminis-
terium, inzwischen eine relativ gute Ubersicht iber Fort- und Ausbildungen haben, die im Ausland
absolviert worden sind. Ich glaube, es ware einfacher, schematisch zu beschreiben, welcher
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Natur sie derzeit sind, also quasi eine strukturierte Aufstellung zu machen und dann zu fragen:
Passt es darunter, ja oder nein? — Das ware der Alternativvorschlag, den wir unterbreiten wirden.

Zu der Frage nach dem Hauptschulabschluss: Wir wollen den Hauptschulabschluss so, wie er
sich darstellt, als Qualifikation akzeptieren. Man kann darlber diskutieren, ob dariber hinaus zu-
satzliche Qualifikationen gefordert werden mussen. Aber wir glauben schon, dass der Beruf der
Erzieherin bzw. des Erziehers auch fir Hauptschulabsolventen erreichbar sein sollte.

Dazu sei angemerkt, dass wir uns schon langer — das liegt schon einige Jahre zurlick — mit der
Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern auseinandergesetzt haben. Wir glauben, dass es
vernunftig ware, wenn seitens des Schulministeriums ein eigener Gesetzesvorschlag unterbreitet
wurde, wie die Erzieherinnen- und Erzieherausbildung in Hessen auszusehen hat.

Dann kénnen wir lange darlber diskutieren, ob sie drei, vier oder funf Jahre dauern soll, aber wir
sind naturlich eher daflir zu haben, dass es eine méglichst qualifizierte Ausbildung in relativ kurzer
Zeit ist; denn Sie haben es eben in den Ausfliihrungen gehort: Bei jedem Qualitatsanspruch — den
wir gern unterstitzen und aufrechterhalten — haben wir in der Folge, was |hnen auch bewusst ist,
mit einem echten Fachkraftemangel, den wir irgendwie beseitigen mussen, zu rechnen. Wir glau-
ben, wir missen schauen, dass wir die langen Listen mit Kindern, die noch zur Betreuung anste-
hen und deren Wunsch nicht erfiillt werden kann, abbauen. Das ist im urbanen Raum besonders
stark. — Ich hoffe, jetzt alle Fragen beantwortet zu haben.

(Abgeordneter Max Schad: Das Thema Dokumentation!)

— Das Thema Dokumentation. — Die Dokumentationen werden in aller Regel im Hinblick auf die
padagogische Arbeit vorgegeben. Diese ist relativ facettenreich und unterliegt auch — das muss
man an dieser Stelle zugeben — haufig der einen oder anderen individuellen Auslegung vor Ort.
Es wird unwahrscheinlich viel geschrieben. Ich glaube, wir miissen einfach den Mut entwickeln,
zu sagen, dass wir uns generell mit dem Thema Dokumentation befassen.

Wir reden da auch Uber andere Gesetze, die demnachst anstehen — Thema: Kommunales Flexi-
bilisierungsgesetz. In dem Rahmen werden maoglicherweise auch Vorschlage unterbreitet, an wel-
chen Stellen man Dokumentationspflichten individuell abbaut. In den Kommunen erleben wir
namlich auch ganz unterschiedliche Praktiken bei dem Thema Dokumentation. Wir glauben, wir
mussten beim Wording so weit gehen, dass daraus ersichtlich ist, dass im padagogischen Be-
reich — so sage ich es einmal — Essentialia dokumentiert werden missen. Ganz wichtig ist nattir-
lich die Dokumentation des padagogischen Fortschritts bei Kindern, die sich moglicherweise au-
Rerhalb der Bahnen der regularen Entwicklung bewegen. Aber solange sie sich im griinen Be-
reich bewegen — zumindest in dem, was die Padagogen als griinen Bereich definieren —, ist es
nicht zwingend notwendig, das zu dokumentieren.

Abgeordnete Dr. Josefine Koebe: Herr Dr. Gieseler, ich wollte einen weiteren Aspekt hineinbrin-
gen. Ich weifd nicht, ob der hr das zeitgleich passend zur Anhérung gesetzt hat oder ob es ein
Zufall ist: Gerade ging die Meldung herum, dass es in einigen Grof3stadten inzwischen — was wir
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in anderen Bundeslandern schon langer beobachten — zwar noch keine Entspannung, aber doch
die Tendenz gibt, dass die Nachfrage zuriickgeht. Gerade in Frankfurt und Kassel werden Grup-
pen teilweise gar nicht mehr gebraucht.

Ich glaube absolut, dass es diese Tendenz im landlichen Raum — ich hoffe, dass Sie mir das
bestatigen — noch nicht gibt und wir schon mit der neuen Situation planen missen. Aber voraus-
schauend wirde mich Ihre Einschatzung interessieren: Fir mich als Bildungsékonomin gibt es
dadurch offensichtlich mehr Potenzial fir wieder mehr Qualitat; denn endlich kann man Uber
Fachkraft-Kind-Relationen anders sprechen. Wirden Sie sagen, dass Stadte und Kommunen
und damit die kommunalen Trager dann auch bereit waren, zu investieren, oder gabe es bei
angespannten Kassen sehr schnell die Tendenz, zu sagen: ,Dann wirden wir da auch wieder
Schlussfolgerungen ziehen“? Mich wiirde einfach die Einschatzung der kommunalen Familie zu
diesem Trend, den wir jetzt schon langer beobachten, interessieren.

Herr Stephan Gieseler: Ich danke fir lhr hohes Malf} an Verstandnis. — Ich méchte etwas zu dem
Trend sagen. Die Entwicklung des Bedarfs an Betreuungsplatzen vollzieht sich nicht selten in
Wellen. Was fur Frankfurt gilt, gilt nicht zwangslaufig auch fur Offenbach. Das sind ganz individu-
elle Sachverhalte. Aber es wird keine Kommune geben, die, wenn sie eine Welle hinter sich ge-
bracht hat, ihr Betreuungspersonal abbaut. Im Gegenteil, die Kommunen bemihen sich um ein
Hochstmall an Qualitat und werden jeden Millimeter an personellem Spielraum nutzen, um dies
zu erreichen.

Selbst wenn es aktuell in der einen oder anderen Kommune weniger Druck gibt, gibt es doch
noch eine relativ grole Gruppe von Kommunen, die eine Warteliste abzuarbeiten haben. Wir
erleben, dass es nach jeden Sommerferien die schiere Not gibt, Kinder unterzubringen. Insofern
wurde ich nicht so weit gehen, zu sagen, dass wir einen gegenlaufigen Trend haben. Vielmehr
haben wir nach wie vor die gleiche Not bei der Kinderbetreuung — und das qualitativ moglichst
anspruchsvoll.

Vorsitzende: Vielen Dank Ihnen und einen guten Weg durch den weiteren Tag. — Frau Ravens-
burg, Herr Schad, Frau Gersberg und Herr Barsch haben sich zu Fragen an die weiteren Anzu-
hérenden gemeldet. — Frau Ravensburg.

Abgeordnete Claudia Ravensburg: Ich mdchte einen Satz vorwegschicken, weil in den Stellung-
nahmen viel Uber die Finanzierung und die Anderung der Systematik der Kindergartenfinanzie-
rung berichtet wurde. Ich méchte darauf hinweisen, dass das Ministerium einen Gesetzentwurf
zur Vorlage im Jahr 2027 vorbereitet und dass dort auch schon die Gesprache mit den Fachver-
banden und mit den Kommunalen Spitzenverbanden laufen. Das ist aber nicht Gegenstand der
heutigen Anhérung zu dem vorliegenden Gesetzentwurf. Deshalb: Ich will das nicht ignorieren,
aber ich will keine Fragen dazu stellen.
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Ich habe noch zwei Fragen an die Vertreter des Hessischen Stadte- und Gemeindebunds und
des Hessischen Landkreistags zu dem Thema Teilzeit. Ich habe noch nicht ganz verstanden, wie
das lhrer Meinung nach mit dem Burokratieabbau laufen soll; denn wenn Sie sagen, ab 50 %
Arbeitszeit soll Vollzeitarbeit angerechnet werden, bedeutet das, dass wir es bis zu einem Anteil
von 50 % auf jeden Fall mit Burokratie zu tun haben und dass es ab 50 % eher eine allgemeine
Pauschalierung gibt, die vielleicht nicht ganz gerecht ist. Ich wiirde mir wiinschen, dass wir da,
vielleicht auch im Nachhinein, noch einmal eine Stellungnahme von Ihnen bekommen, wie Sie
sich das vorstellen.

Dann gab es eine Anmerkung zu dem Thema Notbetreuung. Dazu kam es, als wir sehr viele
Kinder aus der Ukraine hatten. Da gab es Sonderregelungen. Meinen Sie das damit, oder wie
stellen Sie sich das vor? Geht es jetzt um Grippewellen, fir die die Jugendamter Ausnahmere-
gelungen einfihren? Kénnen Sie das bitte noch einmal erlautern.

Die Frage zu dem Thema Hauptschule richtet sich auch an Sie.

Eine Frage habe ich auch an Frobel. Da geht es um die Sprachférderung. Vielen Dank fiir lhre
ausflhrliche Stellungnahme. Sie beziehen sich insbesondere auch auf den Bildungs- und Erzie-
hungsplan, in dem es um den alltagsintegrierten Spracherwerb geht. Kénnen Sie sich vorstellen,
dass man all diejenigen, die Unterstitzung beim Spracherwerb nétig haben, in eigene Gruppen
in Spezial-Kitas oder in Extragruppen zusammenfassen kann, oder sollte der alltagsintegrierte
Spracherwerb nicht insbesondere dadurch geférdert werden, dass Kindergartenkinder, die schon
gut Deutsch sprechen, mit denen, die noch einen Sprachférderbedarf haben, in einer Gruppe
sind, sodass in der Praxis alle Kinder davon profitieren, statt, wie von der FDP vorgeschlagen,
Extragruppen zu bilden?

Mich wiirde auch interessieren, was Sie von Frobel zu dem Thema Hauptschulabschluss sagen.

Abgeordneter Max Schad: Zunachst einmal vielen Dank. — Es ist tatsachlich so, dass wir bei dem
Gesetzentwurf der Landesregierung eine relativ hohe Ubereinstimmung wahrnehmen, zumindest
in den Bereichen, die wir momentan regeln wollen. Das bringt mich dazu, jetzt ein bisschen rechts
und links zu fragen, vielleicht auch zu Themen, die nicht unbedingt Gegenstand des Gesetzent-
wurfs sind.

Ich fange mit dem Hessischen Landkreistag an. Sie regen die einheitliche Ausgestaltung von
Sprachscreenings an. Das haben Sie in |hrer schriftlichen Stellungnahme gefordert, und Sie sind
auch auf die Sprachférderung insgesamt eingegangen. Mich wirde interessieren, was fir ein
Modell Sie da konkret vor Augen haben.

Herr Dr. Rauber, Sie haben eben in Ihrem Vortrag gesagt, der Hessische Stadte- und Gemein-
debund wirde es begriifRen, wenn Regelungen in der Tendenz zuriickgenommen wirden. Auch
da stellt sich die Frage, was Sie da konkret vor Augen haben.
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Noch einmal zuriick zum Gesetzentwurf: Wir haben in § 21 des Gesetzentwurfs eine Art Experi-
mentierklausel bzw. die Erweiterung von Modellversuchen vorgesehen. Die Frage an Sie ist: Was
erwarten Sie sich davon fir die Kommunen?

Abgeordnete Nadine Gersberg: Vielen Dank an alle Anzuhérenden. — Ich habe eine Frage an
die Vertreterin der Kita Sternschnuppe. Sie kommen direkt aus der Praxis: Wie sehen Sie es,
dass man weitere Berufsgruppen zulasst? Wir haben zunachst einmal die Angehdrigen einiger
Gesundheitsberufe zugelassen. Jetzt kamen Vorschlage, das ganz weit auszubauen und zum
Beispiel auch Theaterpddagogen und Medienpadagogen zuzulassen. Andere sagen, man kdnnte
ruhig viel mutiger sein und quasi alle Berufe zulassen. Ich méchte Sie fragen, wie Sie das sehen:
ob Sie das positiv sehen und welche Voraussetzungen Sie da wichtig finden.

Dann habe ich noch eine Frage an Herrn Kérner von Frébel. Wir sprechen im Zusammenhang
mit den Familienzentren schon dariiber. Aber Sie haben angesprochen, dass es auch zur Pro-
zessqualitat gehort, dass man mit den Eltern intensiv arbeitet. Ich glaube, da ist der Personal-
mangel immer auch ein sehr groRes Problem, das daflr verantwortlich ist, dass das nicht so
richtig gelingen kann. Deswegen ist meine Frage: Kdénnen Sie uns ein paar Beispiele geben, wie
das gut funktioniert?

Herr Dr. David Rauber: Die Damen und Herren Abgeordneten haben unterschiedliche Frage-
stellungen angesprochen. Ich gehe jetzt einmal alphabetisch vor und fange bei Frau Dr. Koebe
an. Ricklaufige Kinderzahlen bedeuten nicht unbedingt eine Entspannung, schon gar nicht aus
Sicht der Standortkommune. Es ist, glaube ich, gesellschaftlich ein breiter politischer Konsens,
dass die Entscheidung, Kinder zu bekommen, erleichtert werden soll, und dass ein Baustein daftr
verlassliche Betreuungsangebote sind.

Das ist auch der inhaltliche Anspruch, den ich bei unserer Mitgliedschaft durchgangig wahr-
nehme, dass die Verlasslichkeit dauerhaft gewahrleistet wird. Aber da gibt es konkret etwas, was
die Trager auch machen. Die Kommunen — aber nicht nur die Kommunen — sehen sich regelma-
Rig Nachfragen der Uberoértlichen Kommunalprifung ausgesetzt, warum sie denn ber den ge-
setzlichen Schlissel hinaus Personal beschaftigen. Das machen sie deshalb, weil sie dadurch
natlrlich bessere Arbeitsbedingungen in einem fiir die Trager nicht einfachen Arbeitsmarkt ge-
wahrleisten.

Zum anderen kénnen sie dadurch, zugunsten von Kindern und Eltern, mehr Stabilitat im Betrieb
gewahrleisten. Daher ist es auch kein leeres Versprechen, das der Kollege jetzt abgegeben hat,
sondern das geschieht aus einem wohlverstandenen Eigeninteresse der Trager, dass Uber den
unabdingbaren Mindeststandard hinaus Leute beschaftigt werden. Wenn Sie sich die Berichte
der Kommunalprifung anschauen, stellen Sie fest, dass es sich eigentlich wie ein roter Faden
durch die letzten Jahre gezogen hat, dass in den Kommunen auch iber dem gesetzlichen Min-
deststandard gearbeitet wird.
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Aber es bleibt dabei, dass es vielerorts Wartelisten von betrachtlicher Lange gibt. Von Entspan-
nung kann da keine Rede sein. Es mag da und dort vielleicht dem Umstand geschuldet sein, dass
in der einen oder anderen Grof3stadt das Leben fir Familien zu teuer wird und man deswegen
nicht mehr in die Verlegenheit kommt, dort einen Kindergartenplatz zu suchen. Das ist aber bei
unseren Mitgliedern typischerweise anders; denn die Leute werden vielleicht doch eher aul3er-
halb der GroRstadt sesshaft.

Frau Ravensburg hat ein paar Aspekte angesprochen. Sie haben die Anrechnung der Teilzeitar-
beit angesprochen. Wir haben — eigentlich war es Herr Ruder, aber wir haben es auch thematisiert
— bei der Frage Teilzeit darauf hingewiesen, dass das ein Berufsfeld ist, in dem die Menschen
tatsachlich miteinander arbeiten. Das kdnnen sie nicht mobil, hybrid oder sonst wie machen, son-
dern das findet in der Einrichtung statt. Deshalb hatten wir in unserem Petitum formuliert — das
haben wir zu beiden Punkten im § 25b des Gesetzentwurfs formuliert —, dass sich bei Teilzeit die
Zeitdauer nicht, wie es der Gesetzentwurf vorsieht, entsprechend dem Teilzeitanteil verlangert,
sondern dass es bei 50 % fertig ist. Das ware unser Lésungsvorschlag.

In puncto Hauptschulabschluss sind wir mit dem Stadtetag nicht auseinander.

Zu der Frage von Herrn Schad: Dokumentationsaufgabe ist nicht gleich Dokumentationsaufgabe.
Es gibt Dinge, die im padagogischen Bereich angesiedelt sind; so habe ich es auch bei unseren
Kindern kennengelernt. Ein Entwicklungsgesprach kann natirlich niemand anders durchfiihren
als die Kraft, die mit dem Kind arbeitet. Daher kann man diese Aufgabe nicht aus der Einrichtung
herausnehmen.

Aber die beeindruckend knackige SGB-VIII-Statistik, die die Einrichtungstrager bedienen durfen,
ist eine klassische Verwaltungsaufgabe. Sie ist bundesgesetzlich geregelt; das Land sattelt an
zusatzlichen Pflichten wenig drauf. Deswegen ist das vom Grundsatz her anderswo zu lésen.
Aber das ist zum Beispiel ein Thema, das eine klassische Verwaltungsaufgabe ist, und damit
gehen die gemeindlichen Trager auch unterschiedlich um. Einzelne haben — was jetzt zum Teil
auch geférdert wird — Verwaltungskrafte in die Kitas geschickt, wenn die ausreichend grof} sind,
um Anmeldeprozesse zu bearbeiten und die Statistik zu bedienen. In kleineren Kommunen — das
ist mein Eindruck — sitzen diese Krafte eher zentral im Rathaus, um diesen Verwaltungskram aus
den Einrichtungen herauszuhalten. Das sind beides mogliche Ansatze.

Aber noch einmal: Ich denke, die Dokumentation rund um die padagogische Entwicklung kann
man nicht ernsthaft vom padagogischen Personal fernhalten. Man muss auch sehen, dass wir
die Kinder inzwischen oft funf bis finfeinhalb Jahre lang in einer Einrichtung haben, und deren
Entwicklung ohne unterstitzende Unterlagen nachzuvollziehen, ist wahrscheinlich einfach fach-
lich schwierig. Deswegen: Dokumentation ist da nicht gleich Dokumentation.

Frau Ravensburg hatte, glaube ich, das Thema Modellversuche angesprochen. Das ist damit
nicht unbedingt gemeint. Was die Frage betrifft, ob es auch mit anderen Methoden gehen kénnte,
haben wir in § 21 HKJGB flr den Regelfall die Vorgabe der wissenschaftlichen Begleitung ver-
ankert. Hier ginge es eher darum, ob ein Trager beispielsweise bei starker Nachfrage und
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gefestigter Personalstruktur Gbergangsweise in Eigenverantwortung starker nach unten abwei-
chen kann. Das ware zu Uberlegen, ist aber sicherlich kein Fall fir die wissenschaftliche Beglei-
tung.

(Abgeordnete Claudia Ravensburg: Sodass die Notfallbetreuung gesichert ist!)

— Zum Beispiel. — Das ware es auch schon von meiner Seite.

Herr Tim Ruder: Zu den Fragen, Hinweisen und Nachforschungen in der Reihe des Vortrages.
Frau Koebe, Riickgang der Zahlen: AnschlieRend an das, was die Kollegen gesagt haben, will
ich hier noch einmal auf die obskure Situation der Landkreise hinweisen. Sie wissen, dass wir
keine Kindergarten haben, sie nicht betreiben, aber Uber die Jugendamter als Aufsicht dabei sind.
Das heif3t — salopp formuliert, sehen Sie es mir nach —, wir fangen die Schadenersatzklagen ein,
wenn vor Ort nicht gentigend Kindergartenplatze zur Verfigung stehen. Das ist ein riesengrolies
Problem.

Daher: Uns ist es nicht entgangen, dass die Zahlen zuriickgehen. Vielleicht sollte der Gesetzge-
ber da bei Gelegenheit einmal nachsteuern. Diejenigen, die die Ansprliche erfiillen und das um-
setzen — Stadte, Gemeinden, freie Trager —, sind nicht die, die die Klagen bekommen. Wir sind
diejenigen, die dann die Klage bekommen, aber wir haben keinen Einfluss darauf. Ich glaube, der
Kollege Bilrgermeister wiirde sich dagegen verwehren, wenn sein Landrat sagen wirde: Pass
mal auf, du brauchst jetzt mehr Kinder. — Er wirde sagen: Wie kommst du darauf, mir den Hinweis
zu geben? — Fur die Planung allein reicht das nicht. Daher will ich hier noch einmal unterstreichen,
da ist eine Unwucht in der Systematik.

Frau Ravensburg, Sie haben nach der Teilzeit gefragt. Natirlich bedeutet es Birokratie, wenn
wir sagen: Bei einem Anteil von weniger als 50 % wird es ausgerechnet. — Aber wir beziehen uns
auf den Regierungsentwurf, wonach sich bei einer Teilzeitbeschaftigung der Zeitraum entspre-
chend dem Umfang der Teilzeitbeschaftigung verlangert. Das ist viel Blrokratie. Wir sagen, es
kann nicht reichen, wenn das einer mit einer — ich Ubertreibe — Siebzehntel-Stelle macht. Dann
wilrden wir sagen, das muss man anteilig anrechnen. Aber wir sagen: Bis 50 % spitz, also anteilig
im Sinne der Formulierung des Ministeriums, und bei allem darlber — egal ob das 50 %, 55 %,
80 % sind oder ob es eine Vollzeitstelle ist — wirden wir aufrunden. Das ware weniger Burokratie.

Zur Notbetreuung nur ein Hinweis: Wir definieren das in unserer Stellungnahme nicht so, wie Sie
sie verstanden haben, sondern die Notbetreuung ist flr die gedacht, bei denen das in der Feri-
enzeit ein Thema ist.

Zu dem Thema Hauptschule ist von den Kollegen der Schwesterverbande schon alles gesagt
worden. Wir begrifien das. Es ist ein weiterer Spielraum, der vor Ort genutzt werden kann.

Herr Abgeordneter Schad, zum Sprachscreening: Hier muss ich einen kleinen Einschub machen.
Unsere ist keine in allen Bereichen politisch abgestimmte Stellungnahme, sondern sie geht sehr
weit ins Fachliche hinein. Das heil3t, es sind auch die Hinweise einzelner Jugenddezernentinnen
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und -dezernenten oder gar Jugendamter enthalten, die uns aus der Praxis vorgetragen wurden.
Im Zusammenhang mit dem Sprachscreening wurde deutlich gemacht, dass haufig eine Verknlp-
fung zwischen der Diagnostik und der individuellen Férderung festgestellt wurde. Daraus wird die
Anregung abgeleitet: Wenn man ein einheitliches Sprachscreening vorsahe, ware es gesteuerter.
Salopp formuliert: Es ware weniger zuféllig. — So viel noch zur Erlauterung. Ich glaube, damit
habe ich alle Fragen beantwortet.

Herr Marek Korner: Frau Ravensburg, Sie haben mir eine Frage in Bezug auf die alltagsinte-
grierte Sprachférderung gestellt, insbesondere unter dem Aspekt der Einrichtung von Spezial-
Kitas oder von speziellen Gruppen. Wir von Frébel Bildung und Erziehung lehnen diesen Ansatz
der Spezialisierung in diesem Kontext ab. Wir verwenden ihn nicht. Er ist fir uns nicht inklusiv.
Die grundlegende Haltung in allen padagogischen Prozessen ist eine offene, inklusive Haltung.

Der spezifische Ansatz, Sondergruppen zu bilden, orientiert sich an einem kompensatorischen
Ansatz. Ihm liegt ein funktionales Bildungsideal zugrunde, das in der elementarpadagogischen
Arbeit — das wissen wir aus verschiedenen wissenschaftlichen Studien — grundlegend nicht an-
gezeigt ist, sondern dieser alltagsintegrierte Arbeitsansatz, mit allen Kindern quasi ins Sprechen,
ins Verstehen und ins Begreifen zu kommen, ist aus unserer Sicht der richtige.

Wie machen wir das? Wir machen das nach BaSiK und auch nach KiSS im Rahmen der Ver-
laufsdokumentation und der Verlaufsbeobachtung bei allen Kindern. Wir kdnnen feststellen, dass
wir Kitas mit einem sehr hohen Sprachférderbedarf haben — auch von einzelnen Kindern —, und
dort wechseln wir auch zu spezifischen Sprachférderkonzepten, indem wir — das ist ein spezifi-
sches Programm, ,Sprachakrobaten® nennen wir das — das Bewegungsspiel mit der sprachlichen
Interaktion verbinden.

Das steht allen Kindern offen. Aber wir adressieren naturlich insbesondere die Kinder, die der
deutschen Sprache, was Syntax und Aussprache betrifft, noch nicht der Entwicklung entspre-
chend méachtig sind. Die durchlaufen dann einen Bewegungsparcours, reden dartber und reflek-
tieren das mit den anderen Kindern. Dadurch kommt es zu einer tatsachlichen Kompensation,
aber nicht im Rahmen einer Separierung. Das geschieht also inklusiv, in Zusammenarbeit den
Familien.

Die Kollegin von der SPD hat das angesprochen: Wie sieht die Zusammenarbeit mit den Eltern
aus? Die Zusammenarbeit mit den Eltern ist eine fir die Sprachentwicklung sehr entscheidende,
weil die Kinder aufgrund ihrer Familienkontexte, also ihrer herkunftssprachlichen Bildung, vorge-
pragt sind und sich da kognitiv auch frei bewegen kénnen. Deshalb sind diese Projekte sehr
wichtig. Das machen wir bei Frobel Bildung und Erziehung insbesondere durch die Rucksack-
Projekte. Das sind Landesprogramme, die wir gemeinsam mit anderen Tragern nutzen, zum Bei-
spiel dem Verband binationaler Familien und Partnerschaften. Das nutzen wir gerne in der Zu-
sammenarbeit.

Sie haben gefragt, ob es denkbar ware, dass auch Hauptschulabsolventinnen und -absolventen
einen erzieherischen Beruf ergreifen kdnnen. Dazu haben wir keine Position. Frébel Bildung und
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Erziehung ist selbst Tragerin von zwei Fachschulen, eine in Berlin und eine in Kéln. Wir bilden
selbst Erzieherinnen und Erzieher Uber die PivA aus, Uber die praxisintegrierte Ausbildung. Ich
schatze es aber so ein — jetzt einmal unter uns, in diesem Plenum —, dass das intellektuelle Ver-
standnis insbesondere von Hauptschulabsolventinnen und -absolventen an dem Punkt nicht so
adaquat ausgeformt ist, dass sie den Ansprichen an Beobachtung, Dokumentation und Kommu-
nikation mit den Familien und den Eltern grundlegend genligen kénnen. Da bedarf es noch viel
zusatzlicher Arbeit, um das hinzubekommen.

Der dritte Punkt — die Kollegin von der SPD hat ihn angesprochen — ist die Elternarbeit. Wir ar-
beiten bei Frobel Bildung und Erziehung sehr sozialraumorientiert: Die Familien sind in den So-
zialraum eingebettet und arbeiten dort mit ganz unterschiedlichen sozialen Tragern zusammen,
zum Beispiel mit der VHS, was den Spracherwerb betrifft. Die Eltern haben die Mdglichkeit, sich
in den Eltern-Lounges unserer Kitas aufzuhalten. Es wird ihnen also angeboten, Teil des Bil-
dungs- und Betreuungsbetriebs zu sein.

Es gibt bei uns Elterncafés, die zum Stadtteil hin gedffnet werden, und wir eréffnen den Eltern
Uber das Projekt ViaS — Vorlesen in allen Sprachen — die Méglichkeit, den Kindern — ihren eige-
nen, aber auch den anderen — in ihrer Herkunftssprache Bilderblicher vorzulesen. Die Bilderbi-
cher halten wir in 14 oder 15 Sprachen vor. Sie haben also die Moéglichkeit, eingebunden zu
werden, ihre kulturelle Identitat einzubringen und zur sprachlichen Vielfalt beizutragen, und das
mit allen Kindern gemeinsam. — Ich glaube, ich habe alle Fragen beantwortet.

Frau Martina Wehner-Schleicher: Gerne antworte ich auf lhre Fragen. Ich bin jetzt seit gut 40
Jahren in Kindergarten tatig und habe ausschlieBlich mit Fachkraften zusammengearbeitet. Wir
haben jetzt bei uns im Haus tatsachlich externe Ergotherapeuten und eine von Externen ange-
botene musikalische Friherziehung. Ich sehe, wenn ich in den Austausch mit anderen gehe, aber
immer wieder, dass in unserem Beruf angesichts all der Anforderungen an eine padagogische
Fachkraft viele Kolleginnen und Kollegen sagen — gerade die externen —: ,Mein Gott, auch das
und das noch®; denn das allumfassende Bild von unserem Alltag bekommen ganz viele nicht mit.

Trotzdem mochte ich das nicht ausschlie3en; denn ich sehe in Leitungsrunden jetzt oft, dass viele
Kolleginnen und Kollegen aus Personalnot Kompromisse eingegangen sind, und es sind auch
gute Kompromisse. Aber wir dirfen es einfach nicht vergessen: Wir haben die kleinsten Men-
schen in unserer Gesellschaft bei uns, und da braucht es einfach eine bestimmte Haltung. Wenn
ich diese Haltung mitbringe und eine einigermalen gute Vorqualifikation habe, sollte es leichter
mdglich sein, als Fachkraft in so einer Einrichtung zu arbeiten.

Zweite Fragerunde

Abgeordneter Gerhard Barsch: Auch von meiner Seite herzlichen Dank an die Anzuhérenden
fur ihre Stellungnahmen. — Ich méchte meine Fragen auf das Gebiet der Sprachférderung
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begrenzen und hier noch einmal auf die Stellungnahme des Hessischen Landkreistages einge-
hen. Ich richte die Frage aber auch an alle anderen Anzuhdrenden, die sich bisher geduRert
haben.

Der Hessische Landkreis hat einige allgemeine Feststellungen getroffen. Sie haben unter ande-
rem geschrieben:

,Eine landesweite einheitliche Ausgestaltung sowohl des Sprachscreenings als
auch der Sprachférderung an hessischen Kitas ist bereits lange Gberfallig und zeit-
nah umzusetzen.”

Sie haben in diesen Ausfiihrungen auch darauf hingewiesen, dass eine landesweite Einflihrung
nicht automatisch bedeutet, dass jede Kita zwingend einen Bedarf an zusatzlichen Sprachférder-
maflinahmen hat und dass hier die entsprechenden Parameter zu finden waren, die eine Forder-
fahigkeit auslosen.

Dann gibt es noch die Stellungnahme des Hessischen Stadte- und Gemeindebundes, die eigent-
lich ein Stlck weit das Gegenteil besagt. Sie haben geschrieben, dass die Sprachférderung und
die Sprachstanderfassung bereits praktiziert wiirden, ohne dass es einer detaillierten gesetzli-
chen Regelung bedurft hatte.

In dem Kontext deswegen eine Frage an alle zu dem Regelungsbedarf: Sehen Sie den Bedarf,
hier eine landeseinheitliche Regelung zur Sprachférderung zu treffen, oder sehen Sie ihn nicht?
Wenn Sie das kurz begriinden wirden, ware ich sehr dankbar dafur.

Abgeordnete Dr. Josefine Koebe: Ich méchte mich auch noch einmal auf das Thema der
Sprachférderung konzentrieren. Ich fand den Ansatz ganz spannend, dass man nicht nur darauf
schaut, was man in das System gibt, sondern viel eher den Blick darauf richtet, was man aus
dem System herausbekommt. Ich glaube, dass wir mit dem Satz ,You can’timprove it, if you can’t
measure it“ auch die von lhnen, Herr Kérner, ausgesprochene Notwendigkeit zum Ausdruck brin-
gen, dass wir mehr darauf schauen, was die individuelle Sprachférdernotwendigkeit eines jeden
Kindes ist.

Nichtsdestotrotz méchte ich noch einmal das Spannungsfeld sichtbar machen, von dem wir heute
schon gehdrt haben: Gerade seitens der kommunalen Vertreterinnen und Vertreter wird es so
dargestellt, als ob es weniger Regelungen geben sollte, aber wir haben heute von vielen gehort
— und haben das auch in vielen Berichten gelesen —, dass gerade die Sprache ein Bereich sei,
wo wir eigentlich, wie ich das einmal zusammenfassen méchte, flachendeckend einen sehr gro-
Ben und sogar steigenden Bedarf sehen, systematisch, ganz klar alltagsintegriert und nah am
Kind zu férdern, und zwar nicht mit der GieBkanne — diesen Begriff hatten wir heute auch
schon —, sondern moglichst individuell. Es ware schon, wenn wir das noch einmal zusammentra-
gen wirden bzw. wenn die Unterschiede deutlicher wirden, wie wir auf dem Weg weitergehen.
Das wurde ich gern noch einmal ins Plenum geben.

Sz 23 ASA 21/18 —29.10.2025



21. WAHLPERIODE 3 y
el L

=gl LANDTAG

Abgeordneter Felix Martin: Der Vertreter des Landkreistages hat ausgefihrt, dass sein Vor-
schlag leider nicht aufgenommen wurde, die Betriebskostenzuschiisse zu dynamisieren. Wir ha-
ben eben gehdrt, 2027 soll ein Entwurf fir ein Gesetz kommen, in dem die Finanzen geregelt
werden. Was genau geregelt werden soll, wissen wir nicht. Man kénnte das auch schon dieses
Jahr regeln; denn es ist ein Teil des Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches, und wir haben genau
das vorgeschlagen: eine Dynamisierung der Pauschalen. Kénnen Sie nachvollziehen, dass man
das jetzt auf die lange Bank schiebt? Wie grol} ist da aus |hrer Sicht der Finanzbedarf?

Dann eine Frage an die Vertreter von Frobel Bildung und Erziehung: Sie haben ausgefiihrt, dass
die meisten Gesetzentwirfe das Kita-System aufgreifen, sich aber in ihrer Tiefe und Koharenz
unterscheiden. Der Gesetzentwurf der Landesregierung regelt viele Detailfragen. Glauben Sie,
dass das ausreicht, um die gro3en Probleme in den hessischen Kitas anzugehen?

An die GEW gerichtet: Sie haben in |hrer schriftlichen Stellungnahme zum FDP-Gesetzentwurf
geschrieben, dass er padagogisch einseitig ausgerichtet sei und zu kurz greife. Was misste denn
aus lhrer Sicht passieren, um die sprachliche Bildung im Kita-Alltag zielgerichtet zu unterstitzen?
Was kdnnten wir seitens des Landes da tun?

Zur Kita Sternschnuppe: Wie Sie gesagt haben, haben wir uns kennengelernt, als ich lhre Kita
besichtigt habe. Wir sehen uns heute zum zweiten Mal. Mit all Ihrer Erfahrung: Kénnen Sie nach-
vollziehen, wenn hier kritisiert wird, die Ausbildung zu verklrzen? Glauben Sie, dass es zwingend
notwendig ist, dass die Ausbildung zur Erzieherin und zum Erzieher flinf Jahre dauert, so, wie
das in Hessen derzeit der Fall ist, obwohl andere Bundeslander das kirzer machen?

Eine Frage noch an Blrgermeister Reinhart: Auch Sie haben Uber die verlassliche Finanzierung
der Kommunen gesprochen. Auch hier geht es um die Dynamisierung der Pauschalen. Glauben
Sie, dass das, was die Landesregierung aktuell in ihrem Gesetzentwurf vorsieht, reicht, um die
finanziellen N6te der Kommunen ernst zu nehmen?

Herr Tim Ruder: An die beiden Abgeordneten gerichtet, die noch einmal beim Screening nach-
gefragt haben: Ich dachte, ich hatte es vorhin schon ausgefihrt. Ich glaube, das Wichtigste ist,
nicht nach dem Giel3kannenprinzip vorzugehen, unabhangig davon, ob in den Einrichtungen vor
Ort Bedarf besteht oder ob es sich um einen Kindergarten handelt, der sich in einer besonders
herausgeforderten Situation befindet. Ich denke, das ist deutlich geworden, ebenso wie mein Vor-
behalt, dass es sich hier um eine fachliche Ruckmeldung handelt und nicht um eine politisch
abgestimmte Verbandsmeinung.

Ich wiirde gerne noch einmal betonen, dass es uns wichtig ist, gerade die Bedarfe der Kinder
herauszufinden. Das ist schwierig in Zeiten, in denen Uberall die Erkenntnis durchdringt, dass die
Finanzen nun einmal so sind, wie sie sind. Gleichwohl — ich mache hier keinen wirtschaftlichen
Vorbehalt — muss man schauen, dass man, wenn man Gelder in die Hand nimmt, diese auch
wirklich zielgerichtet und sinnvoll einsetzt. Darin sind wir uns bestimmt alle einig.
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Zu dem Kollegen, der gefragt hat, warum die Betriebskostenzuschiisse nicht schon jetzt dynami-
siert werden: Das war fast augenzwinkernd gesagt. Andersherum: Wir wollten als Spitzenverband
das Thema, auch wenn es nur am Rande erwahnt wurde, hier bewusst so stark in den Fokus
stellen, um nicht das gegenteilige Bild zu stellen: Wenn die Spitzenverbande kaum etwas zum
Geld sagen, ist ja alles auskdmmlich. — Frau Ravensburg, das ist klar, nicht? Das ist kein Ding,
wir haben Erfahrung miteinander, alles gut.

Aber uns ist vollig klar, und Sie haben es angedeutet: Es finden momentan — es ist in dem Zu-
sammenhang keine Ubertreibung, ,taglich“ zu sagen — Gespréache, Verhandlungen und ein Rin-
gen der Kommunalen Spitzenverbande und der verschiedenen Teile der Landesregierung Gber
Entscheidungen statt — ohne hier Interna auszuplaudern —, die Sie alle in den Medien mitverfolgen
und bei denen es um unglaublich viel Geld geht und um die Frage, wie viel und woflr es weiter-
gegeben wird. Daher ist da noch sehr viel im Fluss.

Ich bagatellisiere die Betriebskosten in dem Bereich, tber den wir hier sprechen, nicht, aber das
ist wirklich nur eine Summe. Wir reden da, wie Sie alle mitbekommen, wenn Sie das medial ver-
folgen, noch Uber ganz andere Betrage.

Deswegen: Ja, wir sind im Gesprach, und wir gucken, auf was man sich zu welchem Thema und,
wenn moglich, auch ohne Zweckbindung einigen kann. Einen konkreten Hinweis will ich Thnen
aber geben: Ich kann lhnen keine Summe nennen; die Zahlen haben wir nicht erhoben. Aber
wenn Sie sich kurz in Erinnerung rufen, dass der TV6D allein im vergangenen Jahr zu einem
Anstieg der Personalkosten um roundabout 10 % geflihrt hat, ahnen Sie zumindest, in welche
Richtung das gehen wird. Ich hoffe, damit die Fragen angemessen beantwortet zu haben.

Herr Dr. David Rauber: Zwei Komplexe sind angesprochen worden. Zu der Frage nach der
Sprachférderung: Wir haben eben eine Tragervielfalt. Ich habe in einem anderen Zusammenhang
formuliert, dass wir es mit einer vielfaltigen Tragerlandschaft zu tun haben. Das Land hat dort mit
der Fachberatungsstruktur und dem Bildungs- und Erziehungsplan durchaus schon langer Instru-
mente im Gebrauch. Wir sind grundsatzlich skeptisch, dass etwas besser wird, blol3 weil es einen
Rechtsanspruch gibt. Wir erleben — Stichwort: Warteliste —, dass man es, blof3 weil es im Geset-
zes- und Verordnungsblatt oder im Bundesgesetzblatt steht, im wahren Leben noch lange nicht
umgesetzt hat. Deswegen ist die Stellungnahme dort eher sehr zuriickhaltend bis ablehnend.

Man muss schauen, ob die Instrumente weiterentwickelt werden mussen. Aber wir haben hier
auch ein Feld, das sich der Regelung durch den Gesetzgeber zum Teil entzieht, weil dort sehr
unterschiedliche Akteure aktiv sind und nach der bundesgesetzlichen Vorgabe auch aktiv sein
sollen.

Zu den Pauschalen: Da muss die Aufbringung der Mittel klar sein. Wir haben seit 2020 die Kons-
tellation, dass auch die Stadte und Gemeinden durch ihr Gewerbesteueraufkommen durchweg
diesen Topf speisen. Es bekommen also kommunale Trager Geld, das vorher andere Kommunen
— zum Teil auch sie selbst — aufgebracht haben. Dazu schweigt der Gesetzentwurf
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bedauerlicherweise. Wir wirden natlrlich aus kommunaler Sicht immer sagen: Das muss eine
originare Finanzierungsbeteiligung vom Land sein.

Was den Umfang angeht: Fiir 2026 sehen wir auch die Orientierung am Tabellenentgelt nach
dem TVA&D. Der wird nicht nur in der kommunalen Familie angewandt, sondern, zumindest ndhe-
rungsweise, auch bei vielen nicht kommunalen Tragern, und da liegen wir bei 3 %.

Was die Pauschale fur die Freistellung vom Kostenbeitrag zugunsten der Eltern betrifft: Wir haben
in der Stellungnahme zum Regierungsentwurf vorgerechnet, wie sich das aus unserer Sicht ver-
hielte. Dort haben wir auch eine am Tabellenentgelt orientierte Dynamisierung auf 2.071 Euro
vorgeschlagen. Das sind Themen, die zum Teil mit Konnexitatsausgleichen aufgrund von frihe-
ren Verscharfungen beim Personalschllissel zusammenhangen und die auch in der bestehenden
Systematik abzubilden waren. Aber noch einmal: Man darf dann zu der Mittelaufbringung nicht
schweigen, und die ist fur alle 6ffentlichen Haushalte im Moment heikel.

Herr Marek Korner: Sie haben nach der Unterscheidbarkeit der beiden Gesetzentwirfe — zu
detailorientiert und die fehlende strategische Dimension; so interpretiere ich das meiner Wahr-
nehmung entsprechend —: Klar ist, der Entwurf der Landesregierung nimmt — und das ist aus
unserer Sicht auch richtig so — die Herausforderung durch den Fachkraftemangel in Bezug auf
die weitere Entwicklung an: Wie gelingt es uns, ein stabiles Betreuungsangebot fir die Kinder
und deren Familien zu garantieren? Wie gelingt uns dieses Vorhaben? Da werden gute Vor-
schlage unterbreitet, zum Beispiel hinsichtlich der Offnung des Fachkraftekatalogs. Auch bei uns
sagen die Kolleginnen und Kollegen in den Kitas: Was machen wir nicht schon alles? Jetzt sollen
wir auch noch das machen. — Das ist emotionales Empfinden, und es ist auch eine normale Re-
aktion auf ein Veranderungserfordernis.

Aber wir missen nicht nur in der Lage sein, zwischen Fachkraften und semifunktionalen Kraften
oder ausgebildeten Kraften zu unterscheiden, sondern wir missen auch sehen, dass die DQR-
4-Krafte oder auch die Sport- und Theaterpadagoginnen und -padagogen eine ganz eigene Qua-
lifikation einbringen. Es geht in unseren Konzepten um eine Strategie, sie adaquat einzubringen.

Wir versuchen bei Frébel, im kommenden Kindergartenjahr in allen Kitas die Wassergewdhnung
und das Schwimmen mit Kindern zu implementieren. Dazu setzen wir insbesondere Sportpada-
gogen ein, die einen universitaren Abschluss haben oder kurz vor einem universitaren Abschluss
stehen. Unsere Kdche, die in der Frischkochkiliche arbeiten, bauen mit den Kindern im Gemuse-
garten das Gemduse an, ernten mit ihnen das Gemluse, kochen mit den Familien zusammen das
Gemdse. Die Kinder lernen dadurch alltagsorientierte, pragmatische Prozesse kennen, die sie in
ihrem eigenen Bildungsverstandnis nach vorne bringen.

Wir sollten also nicht so dariber diskutieren, als ob es nur bestimmte Fachkrafte gabe, die ada-
quat qualifiziert und ausgebildet sind — die sind natlrlich adaquat ausgebildet —, wahrend die
anderen eigentlich keine richtige Ahnung hatten und jetzt dazugenommen wirden. Vielmehr mis-
sen wir auf unser Konzept und unsere strategische Haltung schauen und zusehen, dass wir ein
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gutes multiprofessionelles Team aufbauen. Das ist eine groRe Herausforderung — das will ich
nicht wegreden —, aber es geht, und es hat auch eine strategische Dimension.

Die anderen Entwurfe — auch was Sprache und Qualitat betrifft — sind Entwurfe von grol3er stra-
tegischer Relevanz. Es muss uns aus unserer Sicht gelingen, eine Qualitadtsentwicklung voran-
zutreiben — dass wir nicht nur Uber gute Qualitat reden oder sagen, dass wir unser Bestes
geben —, die es uns ermoglicht, dass wir erkennen, dass wir tatsachlich beste Qualitat oder eine
gute Qualitat abbilden.

Das funktioniert nur, wenn wir das systematisch und systemisch organisieren und es evaluieren
— also uns der Erkenntnis stellen, wie wir es machen —, und zwar nicht selbst, sondern aus meiner
und unserer Sicht sollten wir das durchaus extern Uberprifen lassen. Da geht es nicht um den
Wettbewerb, sondern darum, zu tGberprifen: Ist es so, wie wir es in der Padagogik, in der Bezie-
hung, in der Interaktion mit den Kindern und den Familien machen, richtig aufgestellt, und was
mussen wir tun, um das kulinftig bei gegebenenfalls knapper werdenden oder im gleichen Umfang
erhalten bleibenden Ressourcen organisatorisch und padagogisch optimal zu gestalten?

Insofern wirde ich sagen: Das eine orientiert sich eher an den Strukturqualitaten, die anderen
Entwurfen orientieren sich dagegen viel stérker an den strategischen Aspekten von Qualitatsent-
wicklung und Sprachentwicklung. Deshalb haben wir in unserer Stellungnahme auch diese Be-
wertung zum Ausdruck gebracht: Alle Gesetzentwirfe zeigen wichtige Herausforderungen in der
Zukunft auf.

Es geht quasi darum — so sage ich das einmal —, dass man daran arbeitet, das gesetzlich zusam-
menzuflihren, auch vor dem Hintergrund des geltenden KiTa-Qualitdtsgesetzes, nach dem 4 Mil-
liarden Euro in die Qualitatsentwicklung investiert werden sollen, und vor dem Hintergrund, dass
wir kurz vor der Verabschiedung eines Qualitatsentwicklungsgesetzes stehen, in dem gegebe-
nenfalls auch Standards festgeschrieben werden. Es ist wichtig, dass das Bundesland Hessen
an dem Punkt einfach schon zwei Schritte weiter und auch gut aufgestellt ist.

Frau Dr. Isabel Carqueville: Danke fiir die Nachfrage zu dem Thema Sprachférderung. Sie ha-
ben gefragt, was denn passieren musste, damit das gut gelingen kann. Da kann man natirlich
ganz viele unterschiedliche Sachen benennen. Strukturell kénnte man darlber sprechen, dass
die Fachkrafte Fortbildungen in dem Bereich machen mussten, wie sie sprachsensibel agieren,
wie sie vielleicht auch in ihrer eigenen Herkunftssprache gut mit den Kindern in den Kitas arbeiten
kénnen. Das ware ein Punkt.

Ich weil3, dass auf der Bundesebene im Zusammenhang mit den Kitas gerade auch bei dem
Thema Sprachférderung dariiber diskutiert wird, ob es Funktionsstellen geben kénnte. Da kénnte
die Sprachférderung eine Funktionsstelle sein. Das ware ein Aspekt. Man muisste noch einmal
genau darUber sprechen: Wie sieht das dann aus? Was ist das flir eine Person? Muss die zum
Beispiel 50 Kitas bedienen, oder ist die sozusagen an der Kita angedockt und ist dort fir den
Schwerpunkt Sprachférderung zustandig?
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Und dann — so banal es klingt —: Es braucht mehr Zeit fur die Kinder. Wenn ich namlich als Er-
zieherin mit 25 Kindern in einer Gruppe sitze, passiert nicht viel an Sprachférderung; denn dann
habe ich da einen Konflikt zu klaren, und dann hat sich dort jemand das Knie aufgeschurft, und
was ist, wenn ich keine Zeit habe, eine Fortbildung zu dem Thema zu machen? Im Alltag bleibt
das auf der Strecke, weil wir die Struktur nicht haben und weil es einfach einen unglaublich gro-
Ren Personalmangel gibt. Daher ist das ein Teufelskreis.

Wir brauchen kleinere Gruppen. Das ist der Klassiker. Ich glaube, das sagen wir von der GEW
zum Schulbereich und zum Kita-Bereich, seit es uns gibt. Es braucht kleinere Gruppen, damit die
Sprachférderung tatsachlich funktionieren kann.

Der Sozialindex — um auf die Frage von Josefine Koebe einzugehen — bietet eine Mdglichkeit, zu
sagen, welche Kitas eine besondere Unterstitzung brauchen, damit das Geld auch da ankommt,
wo es gebraucht wird. Das ware eine Stellschraube, an der man drehen konnte.

Ich bin dankbar flr den Hinweis auf die Multiprofessionalitat; denn als GEW werden wir da gerne
falsch verstanden. Wenn wir uns gegen die Offnung des Fachkréftekatalogs wenden, heifdt das
nicht, wir sind dagegen, dass Theaterpadagoginnen und -padagogen, Musikpadagoginnen und
-padagogen, Ergotherapeuten und Logopadinnen in die Kitas kommen. Aus meiner Perspektive
muss das aber on top passieren. Das heif3t, der Grundbedarf, also das, was die Kinder taglich an
Bildungsumfeld brauchen, muss von staatlich anerkannten Erzieherinnen und Erziehern abge-
deckt werden. Das ist der Alltag. Das andere ist profilergdnzend. Man kann dann sagen: Wir sind
eine Theater-Kita, wir haben eine extra Theatergruppe, und dafir holen wir uns die Expertise.

Das ist die grofe Diskussion, die wir im Sozialministerium haben — das bringe ich immer an; die
Leute im Sozialministerium kennen das schon von mir —: dass wir bei dem Begriff ,Multiprofessi-
onalitat* einfach sehr vorsichtig sein missen, was wir damit meinen. Eine Logopadin und eine
Ergotherapeutin, die in die Kita kommen und wickeln, machen keine logopadische Arbeit und
keine Ergotherapie. Das ist etwas anderes. Ich bin sehr dafiir, da ehrlich zu sein: Geht es darum,
mehr erwachsene Menschen in die Kitas zu holen, um den Betrieb aufrechtzuerhalten? Dann ist
das die eine Geschichte. Aber wenn wir wirklich ber Qualitat sprechen und lGber echte multipro-
fessionelle Zusammenarbeit, kénnen Sie die GEW immer an |hrer Seite wissen. Dann sind wir
sofort dabei.

Frau Martina Wehner-Schleicher: Das ist ein interessantes Thema: ob man die Ausbildung ver-
kirzt, wenn man so viel an Professionalitat mitbringen sollte, und die Frage, wie es denn in der
Praxis aussieht. Habe ich Sie richtig verstanden, Herr Martin?

Es sieht so aus: Wir haben bei uns jedes Jahr sehr viele Praktikanten aus den unterschiedlichsten
Schulen. Wir haben Praktikanten aus den Haupt-, den Real- und den Gesamtschulen, aber ver-
mehrt auch aus den Gymnasien. Sie kommen, um bei uns ihr Sozialpraktikum zu machen. Wir
haben da durchaus sehr viele tolle Menschen, die sich, obwohl sie noch so jung sind, von ihrer
Haltung her den Alltag im Erzieherberuf, die Arbeit mit Kindern, sehr gut vorstellen kénnen. Die
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erste Frage, die jedes Mal an uns Fachkrafte gestellt wird, ist: Warum dauert diese Ausbildung
so lange?

Ich finde es wirklich sehr gut, was BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in ihrem Gesetzentwurf formuliert
haben: dass man die Ausbildung verkurzt, aber — jetzt kommt es — die Praxis mit der Theorie
verknipfen muss. Es muss noch viel mehr Austausch zwischen den Lehrern und den Praxisstel-
len stattfinden. Ich kann aus meiner Berufszeit sagen: An jedem Tag in jedem Jahr lerne ich dazu.
— Wenn man, wie es hier gefordert wird, die Ausbildung Gber das Sozialpadagogische Einflh-
rungsjahr um ein Jahr verkirzt und davor ein Praktisches Jahr ansetzt, ist das fiir die Auszubil-
denden eine gute Mdglichkeit, die Lerninhalte zu verstehen, sie aber auch gleich, wenn sie in der
Schule sind, mit praktischem Hintergrund zu untermauern.

So erlebe ich meine jungen Leute: Die wollen sich weiterqualifizieren, die gehen in den Austausch
und wollen wirklich wissen, wie man komplizierte Elterngesprache flihren kann — was bei uns ein
Alltagsgeschaft ist —, was man selbst an Fachwissen braucht und wo man sich Hilfe holen muss.
Deswegen wurde ich sagen: Wir brauchen ganz viel Fachpersonal. Es wird mittlerweile eng, und
da es darum geht, dass das gut aufgestellt ist, habe ich Gberhaupt keine Bedenken, die Ausbil-
dung etwas zu verklrzen.

Herr Benjamin Reinhart: Ich knlipfe mit den blanken Zahlen direkt daran an. Es ist so, dass die
Gemeinde Ebersburg momentan eine Fachkraftequote von 100 % hat. Wir haben vier Einrichtun-
gen und zwischen Ertrdgen und Aufwendungen ein Delta von 1,2 Millionen Euro. In jedem Jahr
weisen wir in unserem Haushaltsbericht die TOP 5 mit dem grofdten Defizit aus, und das sind
unsere Kitas.

Daher gibt es den Bedarf, dass die Dynamisierung in der Landesférderung deutlich zulegt, zumal
wir wiederum in der Pflicht sind, unseren Mandatstragern gegentber Rechenschaft abzulegen,
was auch bedeutet, bei der Haushaltseinbringung eine mittelfristige Planung vorzulegen. Das
gelingt natirlich nur, wenn wir verlassliche Zahlen haben. Wir rechnen Lohn- und Sachkosten
natdrlich prozentual entsprechend hoch, kbnnen das aber momentan im Zusammenhang mit der
Unterstlitzung des Landes Hessen nicht tun. Daher ist es angezeigt, dass zeitnah wieder verlass-
liche Zahlen vorgelegt werden, an denen wir uns orientieren konnen, damit wir bei der Kommu-
nalaufsicht genehmigungsfahige Haushalte abgeben kénnen. Das ist der burokratische Ablauf,
dem wir unterliegen und den wir naturlich auch einhalten wollen und muissen.

Wir arbeiten natirlich nach dem Kif6G und dem KiTa-Qualitatsgesetz. Wir erfullen die Vorgaben
komplett und wollen das auch weiterhin, unabhangig von den Kinderzahlen und allem anderen,
aber es bedarf naturlich einer entsprechenden finanziellen Ausstattung, damit wir das auch in
Zukunft tun kénnen. Wir sind uns bewusst, dass das keine Pflichtaufgabe ist. Es geht darum, im
frihkindlichen Bereich Grundlagen zu legen, die die weitere Entwicklung des Kindes maf3geblich
beeinflussen. Das ist unser Ziel, und dem haben wir uns verschrieben. Wir hoffen, dass sich in
§ 32c des Gesetzentwurfs der Landesregierung dahin gehend etwas tut, und zwar vielleicht
schon in den nachsten Wochen und Monaten und nicht erst 2027.
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Abgeordnete Nadine Gersberg: Ich habe noch eine Frage an Frau Carqueville von der GEW.
Meine Frage ist: Macht es nicht die Offnung des Fachkréaftekatalogs tiberhaupt erst méglich, dass
es irgendwann wieder kleinere Gruppen geben kann? Denn das grofite Problem, das wir haben,
ist der Fachkraftemangel. Deswegen sind die Gruppen so grof3.

Ich wollte auch das noch einmal sagen: Ich glaube, dass Logopaden, Ergotherapeuten usw. nicht
immer am Tisch sitzen und arbeiten missen, sondern gerade das kann man on the job sehr gut
machen, indem man zum Beispiel beim Wickeln mit den Kindern spricht oder, im Fall der Ergo-
therapeuten, Bewegen mit ihnen einlbt. Das wiirde ich gar nicht so starr sehen. Die Frage ist
also, ob es, wenn man den Katalog 6ffnet, nicht auch gut sein kann und die Arbeit besser wird.

Abgeordnete Jennifer GieBler: Ich habe an die Vertreterin der GEW und an die Kita-Leiterin eine
Frage zur Ausbildungsverkiirzung. Wenn ich mit Ausbilderinnen und Ausbildern oder mit Kita-
Leitungen gesprochen habe, kam in diesen Gesprachen auch ein bisschen der Wunsch auf, dass
man allgemeine Themen, zum Beispiel aus Politik und Gesellschaft, mehr in die Ausbildung mit
hineinnimmt. Wenn Sie sagen, die Ausbildung soll verkurzt werden: Welche Ausbildungsinhalte
kdénnte man moglicherweise entfernen?

Frau Dr. Isabel Carqueville: Erst einmal bedanke ich mich fir die Fragen. — Kann man kleinere
Gruppen schaffen durch die Offnung des Fachkréaftekatalogs? Sicherlich. Unsere Frage ist dann
aber: Wenn wir den Fachkraftekatalog 6ffnen, wie stellen wir dann Qualitat sicher? Denn wenn
jemand zum Beispiel logopadisch arbeitet, ist das schén und gut. Das heil3t aber noch nicht, dass
man tatsachlich den Bildungs- und Erziehungsplan Hessen kennt, und es heil3t auch nicht, dass
man vorher logopadisch mit Kindern gearbeitet hat.

Das ist fiir mich eine ein bisschen zu weite Offnung; wir sprechen Uber ein Gebiet, das sich in
den letzten Jahren sehr professionalisiert hat. Die Gefahr, die wir darin sehen, besteht in einer
Dequalifizierung, in einem Rickgangigmachen der Professionalisierung, die bisher stattgefunden
hat: dass das Ganze, was wir in den letzten Jahren erlebt haben, zurtickgeschraubt wird.

Irgendjemand muss die Leute, die noch nie vorher in einer Kita waren und dann trotzdem in Kitas
arbeiten durfen, anleiten. Das heifst, durch die Offnung des Fachkraftekatalogs werden die Fach-
krafte in einigen Einrichtungen — sicher nicht Uberall — noch mehr belastet, weil sie die Logopa-
dinnen, die vorher noch nicht in den Kitas gearbeitet haben, anleiten miissen. Das ist ein Problem.
Da haben wir noch keine guten Méglichkeiten gefunden.

Es stellt sich schon die Frage: Was ist, wenn ich die lange Ausbildung zur Erzieherin und zum
Erzieher gemacht und vielleicht Schulgeld bezahlt habe, und es kommen jetzt Kolleginnen und
Kollegen, die eine logopadische Ausbildung gemacht haben und mir quasi gleichgestellt werden?
Das kommt bei einigen Kolleginnen auch nicht gut an. Das sind Diskussionen, bei denen man
sagen muss: Die haben wir im Feld, die sind da. — Wir wirden deswegen immer daflr pladieren,
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zu sagen: Wir sind fir eine Offnung, aber warum fiihren wir die Logopadinnen, wenn sie Interesse
an dem Bereich haben, nicht zu dem Abschluss als staatlich anerkannte Erzieherin?

Das ist die Perspektive, die wir haben. Damit ist das Problem nicht schon ibermorgen gelést —
das ist mir klar —, aber eine solche Qualifizierung on the job kann man sich gut vorstellen. Wenn
sie verbindlich ist, ist es fur alle nachvollziehbar, wie viel Betreuungsaufwand das in den Kitas
bedeutet. Das kennen wir von der PivA. Da gibt es noch mehr Spielraum. Ich wirde nicht sagen:
Wir machen jetzt alles auf, und dann wird schon alles gut. — Das ist mir ein bisschen zu einfach.
Ich finde, daflir ist das Feld doch zu komplex.

Zu der Frage nach der Ausbildungsverkirzung: Die GEW Hessen ist gegen die Ausbildungsver-
kiirzung. Das hat auch etwas damit zu tun, dass die Herausforderungen gestiegen sind. Dann zu
sagen: ,Wir verkiirzen das mal eben, ist schwierig. Es ist schwierig, dann die Professionalisie-
rung hochzuhalten.

Deswegen wurden wir immer sagen, die Ausbildungsverkurzung ist eher nicht der richtige Weg.
Ich kann total nachvollziehen, dass man sich Uberlegt, wie man kurzfristig moglichst viele Fach-
krafte in die Kitas bekommt. Aber mir fehlt einfach die Perspektive, wie wir zuklnftig damit um-
gehen. Wenn wir einmal eine solche Ausbildungsverkurzung haben, stellt sich die Frage, wie wir
die Qualitat spater wieder hinbekommen.

Letzter Satz dazu. Das heildt auch, dass sich die Fachschulen ganz schén umstellen missen;
denn die miUssen dann diesen bunten Blumenstraul® an Ausbildungsinhalten — wie Sie es gesagt
haben — irgendwie eindampfen. In dem Rahmen kénnen wir uns auch noch einmal darlber un-
terhalten, wie es an den Fachschulen aussieht. Da gibt es namlich auch einen Fachkraftemangel.

Frau Martina Wehner-Schleicher: Ich hoffe, dass ich Ihre Frage richtig verstanden habe. Ich
habe es so verstanden, dass es um Facher wie zum Beispiel Politik oder Naturwissenschaften
geht. Ich bin Padagogin. In meinem Berufsfeld braucht es erst einmal eine solide Ausbildung —
da bin ich ganz bei Ihnen —, die professionell aufgebaut ist, sodass ich nach der Berufsausbildung
in den Schulen, wenn ich fertige Erzieherin bin und starten darf, einen soliden Hintergrund habe
und ein Fachwissen, mit dem ich Eltern und Kinder abholen und in Kommunikation mit dem Team
treten kann.

Ich habe einfach die Erfahrung gemacht, dass die jungen Kolleginnen und Kollegen kommen und
zu lernen anfangen. Ganz oft bekomme ich als Rickmeldung: Davon haben wir noch nie etwas
gehdrt. Was heif’t denn Punkt A, Punkt B, Punkt C?

Es ist einfach so: Wir missen schauen, dass wir diesen ganzen Wasserkopf ein Stlick weit ver-
kleinern und in den Schulen die wirklich wichtigen Dinge lehren, in Kommunikation mit den Pra-
xisstellen. Da werden Themen wie Bild des Kindes, samtliche Forderungen des Hessischen Bil-
dungs- und Erziehungsplans, Psychologie, das Erfassen von Hintergriinden, das Gestalten von
Ubergangen und das Erwerben von Resilienz behandelt. Wenn ich das in die Ausbildung hinein-
packe und auch praktische Elemente vorsehe, muss das mdglich sein. So ist es dann auch. Dass
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ich ein Jahr langer auf der Schule war, heift noch lange nicht, dass ich deswegen im Alltag pro-
fessioneller handeln kann.

Abgeordneter Felix Martin: Ich habe noch eine Frage an den Vertreter des Landkreistages. Sie
haben in lhrer Stellungnahme viele unserer Vorschlage begriifdt: Abschaffung des Schulgeldes,
das Sozialraumbudget, die Aufstockung der praxisintegrierten Ausbildung. Das sind alles Malf3-
nahmen — man muss leider davon ausgehen, dass unser Gesetzentwurf abgelehnt wird —, die im
Gesetzentwurf der Landesregierung nicht vorkommen. Deshalb die Frage: Sind Sie der Meinung,
dass die Landesregierung ausreichend Vorschldge macht, um die Probleme in den Kitas in den
Griff zu bekommen?

Eine Frage habe ich auch noch an die GEW - Stichwort: Ausbildungsverkirzung —: Wir haben
dazu einen sehr konkreten Vorschlag gemacht, namlich es genauso zu regeln wie Bayern. Dort
dauert die Erzieherausbildung, genau wie bei uns, drei Jahre. Verklrzt worden ist die Ausbildung
zur Sozialassistenz — die dauert nur ein Jahr —, und da gibt es durchaus Ausbildungsinhalte, die
fur die eigentliche Erzieherausbildung entbehrlich sind. Deshalb die Frage: Haben Sie in Bayern
konkrete Auswirkungen bemerkt, etwa dass die Erziehrinnen alle schlecht qualifiziert sind; denn
dort gibt es dieses Modell bereits? Oder ist es eher eine Vermutung, die Sie da haben?

Abgeordneter Matthias Kérner: Man merkt, dass sich die Diskussion jetzt ein bisschen auf die
Frage des Zugangs zu dem Beruf sowie der Dauer der Ausbildung und der Qualifikationsbilder
verlagert hat. In allen Diskussionen dartber, die man seitens des Landtages erlebt hat, hat sich
gezeigt, das ist nicht nur dadurch motiviert, dass man jetzt moglichst schnell moglichst viele Leute
in den Einrichtungen haben will, sondern es hat auch etwas damit zu tun, dass man eigentlich
kaum noch in einem Qualifikationsfeld — es ist schon fast egal, in welchem, also auch auf3erhalb
des Feldes, Uber das wir gerade reden — jemanden antrifft, der geradeaus in diese Qualifikation
gefahren ist. Vielmehr ist unsere Welt, das heil’t unsere Bildungswelt und unsere Arbeitswelt, viel
starker als noch vor einigen Jahren von ausgesprochen heterogenen Qualifikationswegen ge-
pragt, die die Menschen zu ihren Berufen flhren.

Meiner Meinung nach kénnen wir das finden, wie wir wollen. Das wird sich eher noch verstarken,
als sich abzuschwachen. Man darf nicht unterschatzen, dass es auch fir uns eine ganz wesent-
liche Motivation war, dass das in den neuen Gesetzgebungen Berlcksichtigung findet.

Das fihrt mich zu drei Fragen. Die erste Frage richtet sich an Herrn Kdrner von der Frobel
gGmbH. Sie beschreiben es in zwei Punkten. In Ihrer Praxis sehen Sie eine 160-Stunden-Quali-
fizierung vor. Mich wirde interessieren, wie Sie da die Reichweite einschatzen; denn 160 Stun-
den bedeuten eine Qualifizierung in vier Wochen. Das ist eine padagogische Teilqualifikation, die
man, wenn man bdse werden wollte, auch als ,Schnellbesohlung“ bezeichnen kénnte. Wirkt sich
das fir Sie in lhrer Praxis aus? Konnen Sie damit etwas anfangen? Wirden Sie, wenn Sie mehr
Freiheiten hatten, lieber mehr machen, oder reicht das so? Ist es sozusagen ausoptimiert?
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An die GEW geht die zweite Frage: Wenn wir anerkennen, dass wir so heterogene Bildungsbio-
grafien haben, und davon ausgehen, dass die Antwort, die hier gegeben worden ist, nicht die
richtige war, wie kdnnten wir es uns stattdessen vorstellen — aul3er dass wir jetzt sagen, die Leute
mit den abweichenden Bildungsbiografien kommen on top? Das wirde ich dauerhaft flr keine
Losung halten, sondern mir wirde es eher um eine Vollintegration der Menschen mit diesen Bio-
grafien gehen.

Die dritte Frage geht an die Kita Sternschnuppe und bezieht sich auf die Verklirzung der Ausbil-
dung und auch auf die Streichung von Qualifikationsanteilen. Ich persdnlich habe in anderen Be-
rufsfeldern Erfahrungen mit dem Versuch gemacht, bestimmte Qualifikationsanteile aus der Aus-
bildung herauszunehmen. Meine Erfahrung ist, dass man sehr schnell den Punkt erreicht, dass
das auf gar keinen Fall geht und dass die betreffenden Anteile ganz fiirchterlich wichtig sind.
Haben Sie eine Idee, wie wir da zu einer Einigung kommen? Sie alle lesen das. Bei dem, wortiber
wir gerade diskutieren, hat man schon sehr stark die Ubernachste Runde des Gesetzgebers im
Hinterkopf, weil man diese Frage standig weiterentwickeln muss.

Herr Tim Ruder: Danke fir die Nachfragen. — Wenn wir uns drauf3en auf dem Flur getroffen
hatten und es mir zustlinde, hatte ich Ihnen gesagt: Mensch, das sind wirklich gute Entwiirfe; Sie
haben bis vor Kurzem die Hausfuhrung gestellt. — Das steht mir nicht zu, deswegen sage ich es
nicht.

Aber ich will Innen — Entschuldigung — naturlich eine ernsthafte Antwort geben: Es wurden viele
unserer Forderungen — nicht die in dieser Stellungnahme, aber die, die wir Uber viele Jahre im
Austausch mit dem Haus, mit der Politik, mit Ihnen vorgetragen haben — in dem Gesetzentwurf
der Landesregierung berlcksichtigt. Nicht alle, aber Sie haben einige davon aufgegriffen — dan-
kenswerterweise, das muss ich auch sagen —, und vielleicht finden sich Mehrheiten, die das so
sehen.

Wir missen sagen, der Gesetzentwurf ist ein richtiger Weg. Wir haben das auch in gemeinsamen
Runden der Vertreter der Landkreise, der kreisfreien Stadte, der Verbande und des Ministeriums,
in Anwesenheit der Ministerin und der Staatssekretarin, artikuliert. Aber so ist es eben: Einige
Sachen werden aufgegriffen, bei anderen Sachen wird anderen, beispielsweise der Kollegin von
der GEW, eher entgegengekommen. Das ist das Tagesgeschaft.

Wie geht es weiter? Wir werden selbstverstandlich in den nachsten Wochen, Monaten und Jahren
nicht nachlassen, die Punkte, die wir gerne umgesetzt hatten und die nicht aufgegriffen wurden,
weiterzuverfolgen. Wir werden uns sehr genau anschauen, ob gerade die multiprofessionellen
Teams, die der Ministerin auch sehr wichtig sind, die erwartete Entlastung bringen. Wir werden
das beobachten, und wir werden, so es ihn gibt, weiteren Anpassungs- und Uberarbeitungsbedarf
artikulieren, so, wie wir alle das immer machen.

Ich méchte mit einem Hinweis schliefien. Zwar wurde ich nicht direkt danach gefragt, aber es
schwingt in den Fragen mit, und daher mochte ich hier noch einmal hinterlegen — auch, weil es
vorhin aufgrund des Zeitdrucks aus unserer Stellungnahme nicht so klar hervorgegangen ist —:
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Eine Betreuung — das ist kein Pladoyer fir das Absenken jeglicher Qualifikationshiirden — ist
immer besser als keine Betreuung, wenn man das Personal nicht findet, das man braucht. —
Danke fir Ihre Aufmerksamkeit.

Frau Dr. Isabel Carqueville: Vielen Dank flir die Nachfragen. — Zu dem Sozialpadagogischen
EinfUhrungsjahr, wie es in Bayern durchgefuhrt wird: Ich habe tatsachlich meinen Kollegen in
Bayern, der dort Gewerkschaftssekretar ist, angerufen und ihn gefragt, ob das etwas Gutes oder
etwas Schlechtes ist. Wir haben, glaube ich, am Telefon zwischen einer halben und einer Drei-
viertelstunde darliber gesprochen.

Das ist wirklich ein anderes System. Die haben ganz andere Zugangsvoraussetzungen als wir in
Hessen. Als Voraussetzung fir den Erzieherinnen- und Erzieherberuf haben sie dort ein Sozial-
padagogisches Einfiihrungsjahr. Auf den ersten Blick sieht das sicher nett aus. Sie haben aber
zum Beispiel das Problem, dass dieses Sozialpadagogische Einflihrungsjahr so zugeschnitten
ist, dass die Absolventen, wenn sie nicht dort bleiben und das machen, keine anderen Mdglich-
keiten haben, etwas mit dieser Qualifikation anzufangen. Ich finde es immer schwierig, sich bei
anderen Bundeslandern etwas 1 : 1 abzukupfern und zu sagen: ,Lasst uns das hier auch einmal
machen®; denn dafur sind die Bundeslander doch zu unterschiedlich.

Prinzipiell finde ich, dass wir schon viele Zugangswege haben. Wir haben die vollschulische Aus-
bildung, wir haben die Teilzeitausbildung, wir haben die PivA, wir haben die Einzelfallentschei-
dungen. Ich finde, wir brauchen nicht noch 500 andere Wege, um drei weitere Leute in die Kitas
zu bringen. Das hilft dem System nicht.

Was wir tatsachlich brauchen, ist eine Ausweitung der PivA. Ich weil3, die Leute sind nicht tber-
morgen in den Einrichtungen, aber das ist flir mich mit Blick auf die Zukunft der richtige Weg;
denn die Leute stehen frih in der Praxis — da wirde ich zustimmen; ein friiher Praxisbezug ist in
solchen Feldern immer total wichtig —, und sie haben einen Arbeitsvertrag und sind sozialversi-
cherungspflichtig beschéaftigt, was mir als Gewerkschafterin natirlich auch gefallt. Das hat viele
Vorteile.

Wir haben eine vollschulische Ausbildung in den Fachschulen und die PivA, und wir sollten tat-
sachlich an diesen Stellschrauben drehen und schauen, dass wir die Leute Uber eine kostenfreie
Ausbildung in den Beruf bekommen, statt jetzt noch finf andere Wege anzubieten; denn das
Uberfordert die Leute. Sie sehen, sie haben einen ganzen Blumenstraul an Méglichkeiten, Erzie-
herin zu werden, und keiner kann sie wirklich beraten. Ich moéchte es auch dem Ministerium nicht
zumuten, dass man jetzt mit jeder einzelnen Person berat, was der richtige Weg fur sie ist. Ich
bin da eher flr schlanke Strukturen, zumal wir gerade auch lber den Blrokratieabbau sprechen.

Herr Kérner hat gefragt, wie wir die Leute, die tber die Offnung des Fachkraftekatalogs in den
Bereich kommen, sozusagen voll anrechnen kénnen. Fir mich gibt es da einen relativ einfachen
Weg: dass wir einen echten Quereinstieg mit einem verbindlichen Weg zur staatlichen Anerken-
nung machen. Das heif3t, wir haben Logopadinnen und Ergotherapeutinnen — was auch immer
wir uns an gut geeigneten Personen einfallen lassen — und schauen: Was bringen die schon mit,
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und was brauchen sie, um am Ende von x Jahren — dartiber misste man wahrscheinlich auch
noch einmal diskutieren — staatlich anerkannte Erzieherinnen und Erzieher zu sein? Die konnen
dann die Einrichtung wechseln, im besten Fall auch das Bundesland; auf der KMK wurde tber
die Anerkennung gesprochen. Fir mich ist das ein verbindlicher Quereinstieg.

Jetzt wird oft gesagt: Ja, aber das ermoglichen wir schon. — Das ist aber nicht verbindlich. Es gibt
Einrichtungen, die erklaren: Ja, wir stellen die Fachkrafte zur Mitarbeit ein, und wir sagen ihnen
auch, dass sie sich weiterqualifizieren kénnen, aber eigentlich machen wir das nicht, weil wir die
Leute vor Ort brauchen und jetzt die Gruppen haben missen. — Das ist flr mich der Knackpunkt
bei der Geschichte: Wir brauchen einen verbindlichen Quereinstieg, so, wie wir ihn beispielsweise
auch beim Lehramt haben.

Herr Marek Korner: Herr Kérner, vielen Dank flr die Frage. Sie bezog sich auf die Reichweite
der 160-Stunden-Qualifizierung. Wir haben bei Frobel festgestellt, dass es uns wichtig ist, diese
160-Stunden-Qualifizierungen in eigener Agide anzubieten. Wir versuchen, es allen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, die in diesem Kontext quereinsteigen wollen, zu ermdglichen, sich aus-
gehend von einer DQR-4-Ausbildung in einer eigenstandigen 160-Stunden-Fortbildung ausbilden
zu lassen.

Wir gliedern das an unsere Fachschule flir Sozialpadagogik in KdIn an. Dort arbeiten wir nach
einem Curriculum, das Prasenzwochen, Onlinekurse und E-Learning vorsieht. Die E-Learning-
Kurse beinhalten alle Themen der padagogischen Interaktion, die auch unseren Erzieherinnen
und Erzieher in den Fachschulen vermittelt werden. Wir haben festgestellt, dass man in den Aus-
bildungskursen auch eine Homogenisierung herstellen kann. Unsere Kéche durchlaufen als Ko-
che gemeinsam diese 160-Stunden-Qualifizierung und werden dort in der padagogischen Inter-
aktion fortgebildet.

Wir haben festgestellt, dass wir, wenn sie dann in der Praxis vor diese Aufgaben gestellt sind,
Praxisanleiterinnen und -anleiter brauchen, die sie begleiten. Die Lehre und das kognitive Ver-
stehen sind das eine, das andere ist diese Beziehungsarbeit. Das ist hier schon mehrfach aufge-
zeigt worden. Wir geben diesen Kraften tatsachlich Praxisanleiterinnen und -anleiter an die Hand.
Sowohl die Anleiterin als auch unsere Fachberaterin begleiten sie dann ein bzw. zwei Jahre lang.
Mit der Zeitdauer haben wir noch keine Erfahrung, aber so ist es zumindest vom Prinzip her
gedacht.

Momentan erreichen wir dartiber 20 Personen mit allen mdéglichen Qualifikationen. Wir avisieren,
in Kirze die 15 Koche Uber diese Fortbildung zu qualifizieren, und werden schauen, wie sich das
entwickelt.

Frau Martina Wehner-Schleicher: Wir haben gerade gehort, wie viele unterschiedliche Méglich-
keiten es fur eine Erzieherin gibt, als padagogische Fachkraft tatig zu sein. Ich kann auf |hre
Fragen nicht unbedingt antworten, weil ich in den Fachschulen nicht unterrichte. Aber ich weif3
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auf jeden Fall, dass ich immer wieder junge und altere Menschen sagen hére: Das ware mein
Traumberuf gewesen. Das war es, was ich immer werden wollte. — Naturlich frage ich dann nach:
Ich merke, Sie gehen so toll mit lhren Kindern um. Woran ist es denn gescheitert?

Jetzt frage ich Sie: Woran ist es gescheitert? An den flinf Jahren Ausbildung. Ich bin Uberzeugt,
dass, wenn die Ausbildung verkirzt wird, die Leute, die mit ganzem Herzen dabei sind, lernen
wollen und sich alles an Informationen holen, um eine gute, solide Ausbildung zu haben. Ich lerne
heute, und ich lerne morgen, wenn ich mit den Kindern zusammen bin. Ich lerne standig, und ich
qualifiziere mich mit meinen 62 Jahren standig weiter, weil es hier steht. Wir verlieren ganz viele
qualifizierte Fachkrafte, nur weil unsere Ausbildung viel zu lang ist.

Das ist meine Meinung. Es ist aber nicht nur meine persénliche Meinung, wie ich noch einmal
betonen mdochte. Wenn eine Frage an mich gestellt wird, denke ich immer daran: Was wurde
unser Team dazu sagen? Das sind Themen, Uber die wir in gréReren Zeitabstanden wirklich im-
mer wieder diskutieren.

Einen ganz besonderen Auftrieb hat diese Diskussion wieder bekommen, als Herr Martin da war.
Herr Martin, Sie waren bei uns vor Ort. Sie haben mit den Eltern und mit unserem Team gespro-
chen. Ich denke, es braucht viel mehr Informationen von der Basis.

Vorsitzende: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schliee somit die erste Runde.

Ich bedanke mich fur Ihre ausfiihrlichen und sehr umfassenden Antworten, die uns sicherlich in
der nachsten Beratung voranbringen werden. Vielen Dank.

(Unterbrechung: 13:09 bis 13:28 Uhr)

Block 2

Vorsitzende: Ich sehe, von jeder Fraktion sind Vertreter anwesend. Dann kdnnen wir in die
zweite Runde starten. — Ich bedanke mich bei den Anzuhdrenden, dass Sie schon in der ersten
Runde bei uns waren.

Frau Sonja Karl: Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren! Die katholi-
schen Kirchen im Land Hessen begriiRen die Verlangerung der Ubergangsfrist in § 57 und deren
Ausweitung auf neu erdffnete Einrichtungen. Wir hoffen damit natirlich auch auf einen reibungs-
losen Ubergang zum Qualitdtsentwicklungsgesetz.
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Ich wiirde gerne die eben angerissene Diskussion in Bezug auf die weiteren Anderungen und
Anpassungen im Fachkraftkatalog aufgreifen. Von unserer Seite sehen wir diese unkritisch. Wir
sehen darin tatsachlich auch Chancen, nicht nur dem Fachkraftmangel zu begegnen, sondern
auch eine Férderung der multiprofessionellen Teams, die aus unserer Sicht durchaus einen Qua-
litdtsgewinn fur die Kindertageseinrichtungen leisten kénnen.

Das ist kein Selbstlaufer, da gebe ich den Vorrednerinnen und Vorrednern in vielen Punkten recht.
Es braucht natirlich eine Begleitung, es braucht eine Praxisanleitung fur diese Menschen. Aus
unserer Sicht braucht es vor allem auch neue Konzepte und Visionen in den Kitas selbst. Wir
hatten in den letzten Jahren eine sehr starke Entwicklung hin zu einem angebotsorientierten Bil-
dungsverstandnis. Wir haben viele spezialisierte Angebote fur Kinder entwickelt — die will ich gar
nicht infrage stellen —, aber wir merken auch, dass wir durch diese gesellschaftliche Entwicklung
einen viel starker alltagsorientierten Bildungsbegriff brauchen.

Kinder stark zu machen und sie dazu zu befahigen, in ihrem Alltag, in ihrem Tun die Qualitat zu
haben, um gut durch das Leben zu kommen, hat heute eine ganz andere Bedeutung als noch vor
einigen Jahren. Deshalb sehen wir Kitas immer mehr als Lebensort. Kinder verbringen heute
einen Grolf3teil ihrer wachen Zeit in Kindertageseinrichtungen. Auch das hat sich in den vergan-
genen Jahren sehr deutlich verandert und spiegelt einen breiten Schnitt der Gesellschaft wider.
Aus unserer Sicht brauchen wir diesen breiten Schnitt der Gesellschaft auch bei den Mitarbeiten-
den.

Wir pladieren dafiir, dass wir dringend eine Weiterentwicklung des Bildungs- und Erziehungs-
plans brauchen, um genau diese Inhalte zu fokussieren und zu schauen, wie wir als Einrichtun-
gen, als Fachkrafte und als Trager dem gerecht werden kdnnen, was die Kinder und die Familien
in der heutigen Zeit in den Einrichtungen brauchen.

Wir glauben auch, dass es die flr 2027 angedeutete Weiterentwicklung des HKJGB braucht, aus
unserer Sicht vor allem hinsichtlich der gesetzlichen Berechnungs- und Finanzierungsgrundlage
fur die mittelbare padagogische Arbeit; denn das ist natirlich der Ort, wo multiprofessionelle
Teams qualitativ gut arbeiten kdnnen. Sie brauchen die Zeit, um Konzepte zu entwickeln, die den
Herausforderungen im System begegnen kénnen.

Die Rolle der Leitungen — wir haben es in der Novellierung schon ein bisschen gehort — ist aus
unserer Sicht eine sehr entscheidende, weshalb wir eine Aufhebung der Begrenzung der Lei-
tungsfreistellung auf momentan 1,5 Vollzeitstellen brauchen. Wir pladieren daflir, dass man das
und schlieBlich auch die Pauschale der Landesfoérderung fur Fachberatung bei der nachsten No-
vellierung mit ins Auge fasst. Diese liegt seit 2014 unverandert bei 550 Euro pro Einrichtung und
ist fur den Trager der Fachberatung in keinster Weise auskdmmlich. Die Begleitung von multipro-
fessionellen Teams — wir haben es vorhin gehdrt — erfordert Fachkrafte. Diese kdnnte vor allem
auch durch Fachberatung gewahrleistet werden. Deswegen pladieren wir fir eine Erhéhung der
Fachberaterpauschale.
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Herr Dr. Gottfried Oy: Sehr geehrte Vorsitzende, sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich bedanke mich im Namen der Landesarbeitsgemeinschaft Freie Kitatrager
fur die Méglichkeit, unsere Expertise in das Gesetzgebungsverfahren zur Weiterentwicklung des
HKJGB einzubringen.

Viele aus dem Kreis hier werden unseren Verband eventuell nicht kennen, deswegen kurz zum
Hintergrund: Wir vertreten kleine freie Trager und Elterninitiativen. Das ist eine Tragerform, in der
Eltern in der Tragerverantwortung sind. Aktuell vertreten wir etwa 280 Trager in Hessen, die 650
Einrichtungen mit Gber 25.000 Platzen betreiben. Unser Fokus liegt seit Uber 40 Jahren auf der
Unterstlitzung dieser Tragerform, die sich durch ein hohes ehrenamtliches Engagement, keine
eigenen oder nur geringe Verwaltungsstrukturen und kleine Einrichtungen auszeichnet.

In § 25 SGB VIl ist diese Tragerform unter dem Begriff der selbst organisierten Kindertagesbe-
treuung als fester Bestandteil der Tragervielfalt in der Kinder- und Jugendhilfe verankert. Ich er-
wahne das, weil wir die Anderung am HKJGB, die die Hessische Landesregierung vorsieht, vor
diesem Hintergrund kommentiert haben. Aus dieser schriftlichen Stellungnahme wirde ich gerne
funf Aspekte aufgreifen.

Insbesondere ist es uns wichtig, noch einmal zu betonen, dass sich die geplante Offnung des
Fachkraftkatalogs in einem Spannungsfeld zwischen der Behebung des Fachkraftmangels auf
der einen Seite und der Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung padagogischer Qualitat auf der
anderen Seite bewegt. Das sieht die Landesregierung in der Kommentierung des Gesetzentwurfs
ahnlich. Unserer Ansicht nach sollten alle MalRnahmen vor diesem Hintergrund beurteilt werden.

Aus unserer Sicht ist es wichtig, die erneute Offnung des Fachkraftkatalogs durch flankierende
Malnahmen zu begleiten. Das Stichwort bzw. das Programm ,Starke Teams, starke Kitas“ ist
hier schon gefallen. Wir sehen es als notwendig an, dass es eine langfristige, prozessbegleitende,
finanziell abgesicherte und damit planbare Begleitung dieser zunehmend heterogenen Teams
durch die Fachberatung geben sollte.

Ein weiterer Aspekt in der Begleitung ist fur uns das Thema Praxisanleitung fir die neu einzufih-
renden Berufsgruppen und die profilerganzenden Krafte, nicht nur fir die sogenannten klassi-
schen Auszubildenden. Bei den profilergdnzenden Kraften, die es schon gibt, ist es momentan
auch noch nicht vorgesehen, dass es eine fest verankerte Praxisanleitung gibt.

Dann geht es uns auch um die Entlastung der Leitung von zusatzlichen Aufgaben rund um die
Integration weiterer Professionen und den profilerganzenden Kraften in die Einrichtungsteams.

Ein weiterer Aspekt bei den flankierenden Malinahmen ist das Thema mittelbare padagogische
Zeit. Hier winschen wir uns eine deutliche Verantwortungsiibernahme des Landes, dass diese
Zeiten auch gesetzlich verankert werden. Das sind sozusagen die flankierenden Themen.

Um es kurz zu halten, méchte ich aus unserer Stellungnahme vier Punkte herausgreifen, die sich
alle auf die Offnung des Fachkraftkatalogs beziehen. Das ist zum einen das Thema der Anerken-
nung auslandischer Abschlisse. Da erleben wir in der Praxis gro3e Hirden, komplexe zeitauf-
wandige Verfahren. Wir unterstitzen den Vorschlag, den BUNDNIS 90/DIE GRUNEN mit ihrem
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Gesetzentwurf eingebracht hat, eine Positivliste von — wir wiirden sagen —in der EU erworbenen
Abschlissen zu entwickeln, die ohne ein weiteres Anerkennungsverfahren direkt in den Kitabe-
trieb als Fachkrafte einflieRen konnten.

Zweiter Punkt. Die Einfiihrung des Abschlusses Sozialmanagement in den Fachkraftkatalog, wie
es der Gesetzentwurf der Landesregierung vorsieht. Diese Personen haben einen Sonderstatus
bzw. bekommen dann einen Sonderstatus im Fachkraftkatalog, weil sie zum einen nur in Einrich-
tungen arbeiten durfen, in denen es eine 100-prozentige Freistellung gibt. Das heil’t, es muss
eine gewisse Grolte da sein. Zum anderen wird damit erstmalig eine Profession im Fachkraftka-
talog aufgenommen, die nicht in der Kindergruppe arbeiten darf, also nicht in der padagogischen
Arbeit im engeren Sinne. Das sehen wir als kritisch an. Wir sehen, dass dadurch auf der einen
Seite zwar die Thematik Management und Personalfiihrung anerkannt wird — das ist ein grol3es
Thema fur Leitungen —, aber diese Profession auf der anderen Seite erst ab einer gewissen Ein-
richtungsgrofie eingestellt werden darf. Das sehen wir als schwierig an.

Dritter Punkt. Die therapeutischen Gesundheitsberufe — vergleichbar mit den profilerganzenden
Kraften, die es schon gibt — sollen mit 160 Stunden nachqualifiziert werden. Da ware es uns
wichtig, noch einmal zu betonen, dass Bildung, Betreuung und Erziehung in der Kita im Gruppen-
kontext stattfindet und in den therapeutischen Berufen in der Regel von Einzelsettings ausgegan-
gen werden kann. Insofern ware es wichtig, bei dieser 160-Stunden-Nachqualifizierung auch den
Aspekt der Arbeit in der Kindergruppe zu betonen.

Als letzten Punkt wiirde ich noch die 30-%-Regelung erwahnen. Bisher ist es so, dass im gesam-
ten Team 25 % profilerganzende Krafte arbeiten dirfen. Das soll auf 30 % erhdht werden. Diese
scheibchenweise Erhéhung sehen wir auch als kritisch an. Wir wiirden uns eine Starkung der
Tragerhoheit wiinschen; denn die Trager haben ein Gespur dafir, wie die Teams zusammenge-
setzt sein konnten.

Herr Alexander Paul: Vielen Dank fur die Moglichkeit, hier heute Stellung zu beziehen. Wir sind
zu zweit hier: Frau Butzler mit viel Fachkompetenz und ich fur die Tragerseite.

Frau Stefanie Biitzler: Meine Kollegin von der Kita Sternschnuppe hat schon viel gedufert, mit
dem ich konform gehe. Ich wirde trotzdem noch einmal auf Punkt 1 eingehen, die Verklrzung
der Erzieherausbildung. Wir haben festgestellt, dass die Erzieher, wenn sie von der Schule kom-
men, wirklich erst anfangen, richtig zu lernen, wenn sie bei uns in der Praxis tatig sind, weil nie-
mand von ihnen bereits ein Elterngesprach oder ein Entwicklungsgesprach gefihrt oder eine Ent-
wicklungsschnecke oder einen KOMPIK-Bogen ausgefillt hat. Das passiert in diesen Fachschu-
len nicht. Daher bin ich absolut fir eine Verkiirzung, weil ich sehe, dass die Theorie zwar unter-
stutzend wirkt, aber das wirkliche Lernpotenzial erst dann zutage kommt, wenn die Leute in der
Praxis tatig sind.
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Auch die Situationen mit den Kindern — da kann ich konkret aus der Praxis sprechen — sind in der
letzten Zeit, in den letzten zehn Jahren, herausfordernder geworden. Ich bin seit 40 Jahren in
diesem Beruf. Diese Situationen kann man nicht in der Schule lernen. Man kann viel Theorie
lernen, aber die Ruhe und Gelassenheit, einem véllig tobenden Kind entgegenzugehen oder kon-
fliktmafig einzuschreiten, Hilfestellungen zu leisten, das lerne ich erst vor Ort.

Deshalb unterstitze ich auch die PivA-Ausbildung, weil die Leute schon in der Praxis drin sind.
Diese Leute werden von uns gerne Ubernommen, weil sie einfach schon wissen, wie der Grup-
penalltag lauft, wie die Gruppen funktionieren, wie der Tagesablauf ist, wie die Elterngesprache
ablaufen, wie die Sommerfeste gestaltet werden, weil sie da schon zuschauen, hospitieren bzw.
mitmachen konnten. Das ist durch die PivA-Ausbildung alles schon vorhanden. Das heifl}t, die
Leute kommen direkt in die Praxis rein und sind voll drinnen. Das zu Punkt 1.

Herr Alexander Paul: Du hast eben eindrucklich gezeigt bzw. erzahlt, was in der Praxis passiert.
Ich wirde dann die Tragerperspektive tbernehmen. Wir als Trager von 14 Kitas, die mit zehn
Kommunen zusammenarbeiten missen, haben in der Praxis haufig die Situation, dass wir Fach-
krafte brauchen. Deshalb beflrworten wir explizit den Gesetzesvorschlag, den Fachkraftkatalog
in § 25b zu erweitern, und zwar, obwohl wir der Meinung sind, dass die besten padagogischen
Personen an der Arbeit mit den Jiingsten genau an der richtigen Stelle sind — ich hoffe, dass das
hier mehr oder weniger Konsens ist. Trotzdem denken wir nicht, dass es zu einer Deprofessio-
nalisierung flhrt. Zumal wir auch mit einer schulischen oder einer universitaren Ausbildung nicht
zwingend Personen bekommen, die in ihrer Haltung die richtigen an dieser Stelle sind. Ich glaube,
dass ist so ein bisschen das Dilemma, dass wir haben.

Wir kénnen Personen bekommen, die aus den Schulen herauskommen, in unsere Kitas miinden
und leider ungeeignet sind. Die reine fachliche Ausbildung besagt nicht, dass sie dadurch gute
padagogische Fachkrafte sind. Gleichwohl missen wir schauen, dass wir auf dem Markt die Men-
schen finden, die bereit sind, mit der richtigen Haltung am Kind und mit dem Kind zu arbeiten. Die
mussen wir ins System minden lassen. Dazu gehort auch — das ist ganz entscheidend — eine
fachliche Qualifikation. Da dreht sich der Kreis wieder von hinten rein. Diese beiden Punkte mus-
sen wir zusammenbekommen, damit wir die gesellschaftliche Aufgabe realisieren und umsetzen
kénnen.

Deswegen darf das System nicht so eng sein, dass nur Personen in das System miinden kénnen,
die mdglicherweise vier oder funf Jahre bzw. drei Jahre bei der PivA durch die Ausbildung gehen,
sondern wir mussen eine Durchlassigkeit schaffen.

Rein praktisch noch zum Gesetzentwurf: Wir wirden dafur pladieren, § 25¢ Absatz 5 zu andern.
Durch die Erweiterung der Person zur Mitarbeit in der Gruppe — super, gut —, stellt sich das Prob-
lem, dass sie ihre Dienste nicht alleine abdecken kann. Das ist einfach schade. Deshalb bitte
§ 25c Absatz 5 so erweitern, dass auch die Fachkrafte zur Mitarbeit abgedeckt sind und idealer-
weise natlrlich auch die zukunftig moglicherweise noch hinzukommenden Leitungskrafte. Dies
kann gerade flr kleinere Einrichtungen sehr hilfreich sein.
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Zum FDP-Vorschlag, die Sprachbildung dauerhaft zu fixieren oder von BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN auch dauerhaft einzubringen. Wir sind der Meinung, es gibt mittlerweile viele unterschiedli-
che Forderprogramme: starke Teams, Kita-Assistenz, Sprach-Kitas, die BEP-Foérderung, die For-
derung fur Schwerpunkt-Kitas. Wir haben madglicherweise bis zu drei verschiedene Fachberatun-
gen, die theoretisch flr unterschiedliche Personen in den Kitas aufschlagen kénnten. Warum
diese Programme entstehen, ist zwar verstandlich. Als Trager ware es allerdings schon, wenn
auch die grundlegende Finanzierung adaquat ist. Da werben wir ein bisschen fir die Stadte und
Gemeinden, etwas von diesen sehr vielen Einzelprogrammen herunterzukommen, indem sie
quasi adaquat ihre Kitas refinanzieren und auf die Kompetenz vertrauen kdnnen, die bei den
Kitatrdgern da ist, gute padagogische Arbeit zu machen.

Frau Sigrid Isser: Ich zdume das Pferd jetzt von einer ganz anderen Seite auf. Der LandesFrau-
enRat ist fir die Gleichstellung von Frauen zustandig. Das ist der Schwerpunkt unserer Mitglieds-
verbande. Deswegen haben wir uns die Gesetzentwirfe nach diesem Gesichtspunkt angesehen;
denn, wenn wir in die Kitas schauen — da geben mir alle Trager sicher recht —, sind es in erster
Linie Erzieherinnen und in erster Linie die Mutter, die die Kinder bringen, also mehrheitlich die
Frauen.

Wir pladieren fir eine Starkung und Aufwertung der Anerkennung der Ausbildung der Erzieherin-
nen und in den Einrichtungen insbesondere fir die Weiterentwicklung nach dem Bildungs- und
Erziehungsplan. Das mit den multiprofessionellen Teams hat uns sehr gut gefallen. In unserer
schriftlichen Stellungnahme sind wir auf die Details eingegangen.

Zur Sprachférderung méchten wir nur so viel sagen — mein Background, ich komme aus Offen-
bach —, dass wir Sprachférderung deutlich Gber die ganze Kita sehen, nicht nur bei Kindern mit
anderer Muttersprache; denn da stellen wir ganz grofde Defizite fest. Auch in deutschsprachigen
Elternhausern ist das Sprachgefiige sehr schlecht. Wie der Kollege von Frobel gesagt hat, misste
Medienkompetenz, Theaterpadagogik, all dieses, unbedingt in die Kitas rein. Uber die Anerken-
nung, wie das lauft, haben Sie alle genug gesagt.

Frau Dr. Daniela Wehrstein: Sehr geehrte Vorsitzende, sehr geehrte Anwesende! Das Kita-Sys-
tem steht vor vielen Herausforderungen. Wenn ich an einem System etwas andere, sollte ich
schauen, an welchen Stellen ich die groRtmogliche positive Veranderung bewirken kann. Da le-
gen wir heute drei Schwerpunkte: die Leitung, die Anleitung — das wurde mehrfach genannt —und
die Begleitung, die Fachberatung.

Mit der Offnung hin zum Sozialmanagement kénnen wir gut mitgehen. Es ist uns aber wichtig, zu
betonen, dass Kriterien fur die Weiterbildung definiert werden, dass klar ist, welche Fortbildungen
anerkannt werden und dass der Aufwand mdglichst wenig burokratielastig ist. Wie meine Vorred-
ner schon gesagt haben, sind Programme und Prifungen ein grolier Zeitfresser fiir den Kita-
Alltag. Es lohnt sich, da draufzuschauen.
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Begleitend fanden wir es wichtig — es wurde erwahnt, dass kleinere und Kleinsteinrichtungen von
dieser Offnung nicht profitieren kdnnen —, wenn das schon in Aussicht gestellte Leitungsprofil,
das in Auftrag gegeben wurde und bei dem auch Trager ihre Expertise eingebracht haben, zeit-
nah zur Verfigung gestellt wird, um die Kompetenzen zu definieren, die eine Leitung heute
braucht, um kleinen und grof3en Tragern, aber auch Leitungskraften einen verlasslichen Rahmen
zu bieten.

Starkung des Systems durch Starkung der Praxisanleitung. Es braucht einen Dreiklang aus Zeit,
berufsbegleitender Qualifizierung. Es wurde mehrfach erwahnt, dass Fachkrafte nicht einfach
Dinge konnen, die miussen in der Praxis gelernt werden. Jeder, der aus dem Studium oder ande-
ren Berufen kommt, weil3, wir lernen in der Praxis. Es braucht berufsbegleitende Qualifizierung
und durchaus auch Anerkennung und die Uberlegung, dies finanziell zu tun. All dies tragt zum
Gelingen von Onboarding-Prozessen bei.

Wir missen dringend darlber sprechen — es steht ja noch eine neue HKJGB-Novellierung an —,
dass auch die mittelbare padagogische Zeit ins Gesetz aufgenommen wird und dass es nicht nur
ein Nice-to-have ist, was die Trager tun kdnnen. Wir wissen, viele méchten, aber es braucht einen
Rahmen dafiir. Die Fachkraft zur Mitarbeit kann auch in eine Fachkraft minden.

Betonen mdchte ich noch die Expertise von aulden, die Starkung der Fachberatung. Die Zersplit-
terung der Fachberatung wurde bereits erwahnt. Wir haben eine generalistische Fachberatung.
Wir haben die reine BEP- und die Schwerpunkt-Kita-Fachberatung. Die Sprach-Kita-Fachbera-
tung haben wir leider nicht fur alle. Durch Férdergelder haben wir die Begleitung von multiprofes-
sionellen Teams einer Fachberatung. Wenn Sie sich ein Team vorstellen, in dem alle diese Fach-
beratungskomponenten als Einzelpersonen drin sind, dann ist das zu viel. Wir pladieren dafir,
diese Zersplitterung in eins zu fihren und auch bei der HKJGB-Novellierung zu bedenken, wie
das ganze Feld der Fachberatung anders und auch nachhaltig fir die Kita-Teams aufgestellt wer-
den kann. Wir haben bei Corona festgestellt, dass eine gute Begleitung die Kitas, die diese hatten,
sowohl von der Leitung als auch der Fachberatung besser durch die Krise gebracht, und es ste-
hen viele Herausforderungen an.

Ein Wort noch zur sprachlichen Bildung. Wir vertreten sehr stark einen umfassenden Entwick-
lungsprozess. Sprache kann nicht isoliert betrachtet und auch nicht isoliert behandelt werden.
Daher sind wir eindeutig gegen eine Zuweisung von Kindern in irgendeine Sondergruppe oder
eine Sonder-Kita. Wenn Sie sich vorstellen, dass ein Kind kurz vor dem Grundschulstart in eine
andere Kita kommt, dann entstehen Briiche und keine Kontinuitat. Sprachentwicklung braucht
fundierte Beobachtung durch Erzieherinnen und Erzieher im Alltag und vor allem ein Ineinander-
greifen der Systemen von Padagogik, Medizin, Therapie und — wir hatten es heute schon oft —
Sozialarbeit.

Wir pladieren sehr stark fir eine Kita-Sozialarbeit, fir das Denken als Familienzentren, wo Eltern
eingebunden sind. Es gibt den Ort Kita, nur da sind Eltern morgens zum Bringen und mittags zum
Abholen da. Dieser Ort sollte fiir alle Beteiligten genutzt werden.
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Frau Sonja Zernia: Ich erganze noch kurz zum Gesetzentwurf fir ein Kita-Fachkraftegesetz. Sie
haben sehr viele Ideen eingebracht, wie die Zugange erweitert werden kénnten und der Weg zur
Ausbildung anders gestaltet werden konnte. Das finden wir grundsatzlich sehr gut. Das wurde
hier auch vielfach begriindet und erganzt. Wichtig fir uns ware nur, dass am Ende das Gleiche
dabei herauskommt. Egal, auf welchem Weg man die Ausbildung absolviert, am Ende sollte ein
wirklicher DQR 6 herauskommen. Wenn das sichergestellt ist, dann sind wir auf jeden Fall dabei
und freuen uns daruber, falls es dann wirklich mehr Menschen gibt, die in die Ausbildung gehen.

Was ich noch herausgreifen will — meine Kollegin hat das kurz erwahnt —, ist die Kita-Sozialarbeit,
das Sozialraumbudget. Hier sind wir auf jeden Fall fir einen sozialindexbasierten Zugang, sodass
die Hilfe wirklich genau dort ankommt, wo sie auch gebraucht wird und im Sinne der Bildungsge-
rechtigkeit unterschiedliche Startbedingungen ausgeglichen werden kénnen.

Ein abschlieRendes Anliegen haben Herr Paul und Frau Wehrstein schon erwahnt: die aktuelle
Fordersystematik. Wir héren immer mehr, wie belastend die vielen verschiedenen Férderpro-
gramme fir Trager und Kitas sind. Wir sprechen uns deswegen fur eine langfristige, verlassliche
und unbdirokratische Finanzierung aus.

Herr Alexandros Stathopoulos: Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Frau Staatsminis-
terin, sehr geehrte Damen und Herren! Danke flr die Gelegenheit, hier fir den Verband binatio-
naler Familien und Partnerschaften Stellung zu nehmen, der die Initiative der Hessischen Lan-
desregierung zur Weiterentwicklung des HKJGB sehr begrif}t, insbesondere im Hinblick auf die
Sicherung und Gewinnung von Fachkraften sowie die qualitative Weiterentwicklung frihkindlicher
Bildung. Wir sind ein Familienverband, der seit Jahrzehnten an den Schnittstellen von Familien-,
Bildungs- und Migrationspolitik arbeitet und mochten als solcher Familienverband insbesondere
auch die Perspektiven von Familien mit unterschiedlichen Migrationsgeschichten und die Poten-
ziale internationaler Fachkrafte in den Fokus riicken.

Ich fange mit den internationalen Fachkraften an. Bei der Gewinnung von Fachkraften — wir haben
es bei allen Vorrednern gehort — driickt der Schuh besonders. Wir finden, dass es hier die Gele-
genheit gibt, durch die Erweiterung des Fachkraftekatalogs noch einmal darauf zu schauen, wie
man die Vereinfachung von Anerkennungsverfahren fir internationale Fachkrafte gegebenenfalls
vorantreiben kann. Als Beispiele wurden heute schon die Einfiihrung von Positivlisten sowie
transparente Kriterien zur Gleichwertigkeitsprifung von Ausbildungen genannt. So etwas wiirden
wir sehr begrifRen, um die Wartezeiten fur die Trager und die Fachkrafte aus dem Ausland zu
verkirzen und es so mdglich zu machen, dass Fachkrafte in die Kitas kommen und dort arbeiten
kénnen und nicht abspringen, bevor es losgeht.

Dabei kdnnte man ebenfalls schauen und differenziert prifen, wie die sprachlichen Zugangsvo-
raussetzungen gestaltet sind. Wir sehen, dass in den meisten Bundeslandern B2 als Sprachni-
veau als ausreichend angesehen wird. In Hessen ist das noch auf C1. Da kdnnte man eine An-
passung machen und auch, dass diese Sprachvoraussetzungen, diese Sprachkompetenzen an
den Fachschulen gepruft werden statt durch Zertifikate, die erst einmal erbracht werden mussen.
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Aus unserer Beratungstatigkeit wissen wir, dass es gar nicht so einfach ist — je nachdem, wo man
herkommt —, diese Sprachzertifikate alle heranzubringen, wenn man genauso gut hier vor Ort
gepruft werden kénnte.

Wir glauben, dass man Sprache sehr gut im Beruf lernen kann. Wir haben heute schon einiges
dazu gehdort, was man alles im Beruf lernen kann und wie alltagspraktisch das auch ist. Man kann
durchaus berufsbegleitenden Spracherwerb und Nachqualifizierung gezielt ermoglichen. Das
wirde aus unserer Sicht durchaus dazu beitragen, dass wir im Fachkraftebereich vorwartskom-
men.

Damit mache ich die Uberleitung zum Thema Spracherwerb und Sprachférderung. Wir wiirden
es begruflen, wenn das Thema Mehrsprachigkeit bei den Erzieherinnen und Erziehern sowie den
Fachkraften als eigene Qualifikation anerkannt werden wirde. Wir haben heute noch nicht dar-
Uber gesprochen, wie viele Menschen mehrsprachig sind. In Hessen haben 30 % aller Einwohner
einen statistischen Migrationshintergrund. Bei den Hessinnen und Hessen unter 18 Jahren sind
es 50 %. Konkret heif3t das, dass mindestens die Halfte aller Kinder und Jugendlichen, die in den
hessischen Kitas sind, zu Hause mehr als eine Sprache sprechen. Da sind diejenigen, die keinen
sichtbaren oder statistischen Migrationshintergrund mehr haben, weil sie in der zweiten oder drit-
ten Generation hier sind, noch nicht erfasst.

Sie sehen, wie viele Kinder und Jugendliche mehrsprachig aufwachsen. Das ist eine Ressource,
ein Potenzial, ein Schatz. Das brauchte ich nicht gro3 zu erklaren, wenn alle chinesisch oder
englisch sprechen wirden. Es ist leider so, dass nicht alle Sprachen das gleiche Renommee
genielen. Deswegen will ich auch fur die Familien sprechen, die weniger bildungsmafig ange-
sehene Sprachen sprechen, dass diese wirklich einen Schatz mitbringen.

Dieses Potenzial, das mehrsprachige Kinder und mehrsprachige Familien mitbringen, kénnte fiir
den Erwerb deutscher Sprachkenntnisse genutzt werden. Da gibt es durchaus so etwas wie In-
terdependenzen. Wenn ein Kind im Sprachtest vielleicht 5.000 deutsche Worter kénnen sollte
und nur 3.000 deutsche Worter kann, dann blendet das aus, dass es vielleicht auch 3.000 Worter
in seiner Herkunftssprache, in seiner Familiensprache spricht. Das heil3t, dieses Kind kann schon
6.000 Worter, die es durch Code-Mixing — dadurch, dass es die Sprachen vermischt — flr sich
selbst nutzt, um immer auf das nachste Sprachniveau zu kommen. Wenn man sich dessen Kom-
petenzen bewusst ist und wenn es den Erzieherinnen und Erziehern bekannt ist, wie man damit
umgehen kann, dann kénnten diese auch zum Spracherwerb deutsch genutzt werden.

Darlber hinaus gibt es eine ganze Menge an metasprachlichen Kompetenzen, die durch Mehr-
sprachigkeit bedingt sind, also Kompetenzen an Reflexion, Flexibilitdt und Kreativitat im Umgang
mit der Sprache. Das sind wirklich Schatze, die wir hier betonen wollen: Mehrsprachigkeit ist als
Bestandteil der Qualitatsentwicklung in Kitas anzusehen, Mehrsprachigkeit ist auch als Bestand-
teil der sprachlichen Bildung von Anfang an mit einzubeziehen. Dementsprechend ist dann eben
auch zu schauen, welche Weiterqualifizierungsbedarfe, welche Fortbildungsbedarfe es in den
Kitas und in der Fachlichkeit braucht, bis hin auch zur Kita-Sozialarbeit. Man sollte die Fortbil-
dungsangebote so ausbauen, dass wir in den Bereichen Mehrsprachigkeit, Inklusion,
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vorurteilsbewusste Padagogik und auch diversitatssensible Elternbeteiligung noch einmal
Schritte vorwarts machen.

Gerade bei den Eltern muss man darauf achten — das ist uns ganz wichtig —, sie darin zu bestar-
ken, ihre eigenen Sprachen zu sprechen, Sprache bei ihren Kindern vorwartszubringen, gemein-
sam vorzulesen. Wenn deutsch im Elternhaus nicht die starkste Sprache ist, wenn das Niveau
da nicht so gut ist, dann haben wir schon ganz oft erlebt, dass es sich nicht positiv auswirkt, wenn
die Eltern nur deutsch mit ihren Kindern sprechen. Ich kann als Kind auf dem Niveau, auf dem
meine Familiensprache steht, mein Deutsch verbessern. Wenn ich von meiner Familie kein per-
fektes Deutsch mitbekomme, dann habe ich da eine gréRere Schwierigkeit.

Alles Weitere kdnnen Sie unserer schriftlichen Stellungnahme entnehmen, in der wir auf unter-
schiedliche Paragraphen eingegangen sind. Als Mitglied des Paritatischen Wohlfahrtsverbandes
unterstitzen wir selbstverstandlich auch die Stellungnahme der Liga der Freien Wohlfahrtspflege
in Hessen.

Frau Sonja Wellnitz: Sehr geehrte Vorsitzende, sehr geehrte Staatsministerin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich bin Kindertagespflegeperson. Ich falle hier komplett aus dem Raster heraus,
und das ist schade. Ich bin an der Basis. Ich mache frihkindliche Bildung, Sprachférderung, Mo-
torik — ganz viele Dinge, die hier bemangelt werden. Deshalb bitte ich Sie: Bitte Giberschauen Sie
Ihre Gesetzentwiirfe im Hinblick auf die wichtigen Bedurfnisse der Basis.

Wir missen es so aufbauen: Kindergarten zur Schule, Tagespflege zu den Einrichtungen, um die
Kinder und die Familien gut zu unterstitzen.

Fachkraftemangel. Viele Kindertagespflegepersonen haben aus wirtschaftlichen Griinden aufge-
hért. Warum? In der Landesforderung steht drin, die Landesférderung ist 100-prozentig an die
Tagespflegeperson auszuzahlen. Erster Satz. — Dritter Satz. Die Kommunen, Kreise, Jugendam-
ter dirfen sich etwas einbehalten. Warum? Wird unsere Arbeit nicht mehr wertgeschatzt? Was
sind wir fir Sie? Die Notlésung. Wir sollen U3-Platze schaffen, U3-Platze, wie es gerade ge-
braucht wird, aber wir werden eigentlich nicht gesehen.

Fachkraftemangel. Ja, es ist wichtig. Ich sage: Ich bin Quereinsteigerin, seit 16 Jahren im Beruf,
verpflichtend 20 Fortbildungsstunden jedes Jahr, plus Erste Hilfe, plus Hygienenachweis, Kinder-
schutzbund — wie gesagt, plus diese 20 Stunden. Es macht Spal, es ist wichtig, ich bringe mich
personlich weiter und meine Kolleginnen und Kollegen auch. Das kénnte man bei den Querein-
steigern auch machen. 160 Plusstunden plus 20 Stunden und dann kommen wir zur angespro-
chenen Professionalisierung.

Noch eine Anmerkung. Das Bundesgesetz von 2005 sieht vor, dass die Kindertagespflege aus-
gebaut wird, um das Betreuungsangebot ab einem Jahr zu gewahrleisten. Ich verstehe die Kreise
und die Kommunen, die sagen, Kontinuitat sei nicht gegeben. Wie sollen wir Kontinuitat gewahr-
leisten, wenn Kinder abgeworben werden, weil wir von den anderen nicht anerkannt werden, weil
wir Quereinsteiger sind und vielleicht nicht funf Jahre gelernt haben? Wie sollen wir das machen,
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wenn bei uns Gelder eingestrichen werden, die auch fir uns notwendig sind, weil wir selbststan-
dig sind?

Ich sage lhnen: Ich arbeite flir 28 Euro die Stunde abzliglich Sozialversicherung und Steuern und
darf mir von diesem knappen Einkommen heute noch eine Vertretungskraft leisten, weil mir diese
Anhdérung heute sehr wichtig ist. Es gibt viele Méglichkeiten. Wenn die Kindertagespflege einge-
bunden wird, braucht man kein Baukastensystem. Wenn man bei Krippen oder Kindergarten, die
einen U3-Bereich haben, Platze reduziert, dann hat man wieder Kapazitat fir U3-Platze. Personal
ist da, man kann entgegenwirken, man muss nur die Kindertagespflege starken.

Es sind viele Punkte, die sehr wichtig sind und die ich auch gut finde. Zur Offnung des Fachkraft-
kataloges. Wie gesagt, viele in meiner Berufszunft haben aufgehért. Es ware schén, wenn Sie
dort ein Platzchen zum Einbinden finden wirden, weil sie das padagogische Know-how haben.
Sie sind ausgebildet und kénnten bestimmt auch noch einmal 20 Fortbildungsstunden im Jahr
machen, um professionalisiert zu werden. Egal, welchen Gesetzesentwurf ich mir durchgelesen
habe, das fehlt mir. Bitte denkt an die Kindertagespflegeperson.

Vorsitzende: Vielen Dank. — Wir starten in die Frage-Antwort-Runde.
Erste Fragerunde

Abgeordneter Felix Martin: Herzlichen Dank fir lhre Stellungnahmen. — Ich fange bei dem Ka-
tholischen Kommissariat an. Sie loben viele Mallnahmen aus unserem Gesetz, das freut mich
sehr. Ich wollte Sie explizit fragen, wie Sie die Verklirzung der Ausbildung beurteilen und ob Sie
der Meinung sind, dass man die Erzieherausbildung auf vier Jahre verklrzen kdnnte.

Die LAG Freie Kitatrager hat die Positivliste angesprochen. Ich komme noch einmal zurlick auf
die Stellungnahme der Vereinigung Liberaler Kommunalpolitiker. Dort heif3t es, dass eine Posi-
tivliste deutsche Fachkrafte verdrangen kénnte. Wie stehen Sie dazu, wie beurteilen Sie diese
Aussage?

Die Lahn-Kinderkrippen haben sich zum Gesetzentwurf der FDP geaul3ert. Dort wird eine Aus-
weitung der Sprach-Kitas auf Hessen gefordert. Das kann ich einerseits verstehen, andererseits
wirde das massiv zusatzliche Fachkrafte fur die Sprachférderung erfordern. Halten Sie es fur
realistisch, dass man diese zusatzlichen Fachkrafte auf dem Arbeitsmarkt finden kann?

Nur kurz zur Liga. Sie haben gesagt, Sie konnten sich eine Ausbildungsverkiirzung vorstellen,
solange am Ende DQR 6 herauskommt. Genau so ist es gedacht.

Zum Verband binationaler Familien. Sie haben das Sprachniveau angesprochen. In der Tat, in
allen anderen Bundeslandern kommt man mit B2 oder sogar mit B1 in die Ausbildung. Nur in
Hessen wird C1 vorausgesetzt. Sie sind als Verband bundesweit unterwegs. Ist Ihnen bekannt,
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ob die Erzieherinnen und Erzieher in anderen Bundeslandern schlechter deutsch sprechen als in
Hessen? Haben Sie den Eindruck, dass es sich in irgendeiner Form auswirkt, dass wir in Hessen
ein héheres Sprachniveau voraussetzen?

Eine Frage habe ich noch an Frau Wellnitz. Sie haben als Kindertagespflegeperson eine andere
Qualifikation als viele, die heute gesprochen haben. Wie blicken Sie auf diese Erzieherausbildung
mit fiinf Jahren und manchmal sogar noch Schulgeldzahlungen?

Abgeordnete Michelle Kraft: Herr Dr. Oy, ich habe eine Nachfrage an Sie. Sie haben von der
Anrechnung der Mitarbeit gesprochen, von den 30 %. Sehen Sie das als zu hoch oder als zu
niedrig oder wirden Sie das gerne direkt noch mehr erhéhen, weil Sie von der ,scheibchenweisen
Erhéhung“ gesprochen haben?

Abgeordnete Nadine Gersberg: Ich méchte noch kurz etwas zur Positivliste sagen. Ich habe die
Information, dass auf Bundesebene gerade viel darliber diskutiert und nach einer Losung fiir eine
bundeseinheitliche Regelung gesucht wird. Da geht es auch um das Thema der Erzieherinnen-
ausbildung, die im Westen Deutschlands und im Osten Deutschlands stattfindet. Da gibt es auch
noch irgendwelche Briche. Da tut sich gerade viel und das Thema wird auch im Land irgendwann
ankommen.

Dann habe ich eine konkrete Frage an Frau Butzler. Es ist mir wirklich hangen geblieben, dass
Sie gesagt haben, eigentlich fangt die Ausbildung erst bei uns in der Einrichtung an. Wie stark
wirden Sie die schulische Ausbildung verkirzen oder diese sogar komplett gegen eine praxisin-
tegrierte Ausbildung eintauschen?

Abgeordneter Yanki Pursun: Vielen Dank fur die Stellungnahmen. — Die Liga schreibt in ihrer
Stellungnahme:

,Ein umfassendes Bild des sprachlichen Entwicklungsstands eines Kindes kann da-
her nur entstehen, wenn diese Beobachtungen aus der Kita als wesentlicher Be-
standteil in die Erhebung des kindlichen Sprachstandes einflieRen.*

Da hatte ich die Frage an Frau Dr. Wehrstein und Frau Zernia: Welchen Einfluss sollten die Be-
obachtungen aus der Kita bei der Erhebung des kindlichen Sprachstandes haben?

Frau Wellnitz, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme:

,Die Kindertagespflege wird im Gesetzentwurf kaum berilcksichtigt, obwohl Tages-
pflegepersonen einen wesentlichen Beitrag zur friihkindlichen Sprachférderung leis-
ten.”
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Da ware die Frage: Welche besonderen Herausforderungen und Chancen bestehen bei der
Sprachférderung in der kleineren familidaren Umgebung der Kindertagespflege?

Herr Dr. Gottfried Oy: Vielen Dank fir die Ruckfragen. — Zunachst zum Thema Positivliste und
der Frage einer eventuellen Verdrangung von Fachkraften. Ich kenne die Stellungnahme der Ver-
einigung Liberaler Kommunalpolitiker nicht, aber ich glaube, Ausgangspunkt ist der Fachkraft-
mangel. Insofern sehe ich an der Stelle keine Verdrangung, sondern es geht darum, eine Ergan-
zung zu bekommen. Vor allem sollte geschaut werden, jetzt schon giiltige Regelungen zu verein-
fachen und an der Stelle beispielsweise analog dem Bachelorsystem auf universitarer Ebene eine
europaische Angleichung, die im Bologna-Prozess stattgefunden hat, vorzunehmen. Auch im Be-
reich der Erzieherinnen-/Erzieherausbildung ist zu sehen, dass es Lander gibt, in denen Ausbil-
dungen analog einfach direkt unmittelbar anerkannt werden kénnen.

Zu der Frage nach den 30 %. Aktuell ist es so, dass 25 % des Teams sogenannte profilergan-
zende Krafte sein kénnen. Jetzt soll es im Gesetzentwurf der Landesregierung eine Erhéhung
der Anrechnung auf 30 % geben. Da sind auch die gesundheitstherapeutischen Berufe einbezo-
gen. Wir sehen diese Festlegung auf eine bestimmte Prozentzahl als kritisch an, weil es auch
andere Kriterien gibt, wie in einer Einrichtung ein Team zusammengestellt wird. Es gibt gewisse
Eckdaten, wie man eine Personalplanung macht. Wir wirden uns an der Stelle wiinschen, dass
die Tragerhoheit héher angesiedelt wird und letztendlich auf eine prozentuale Regelung verzich-
tet wird.

Herr Alexander Paul: Ich gehe auf die Frage bezlglich des in einem Gesetzentwurf geforderten
Ausbaus der Sprach-Kitas ein. Wir haben bei dem Sprachprogramm von Anfang an mitgemacht.
Wir waren damals mit dem Deutschen Jugendinstitut schon in der Pilotierungsphase dabei, also
vor Urzeiten, als es ein Bundesprogramm war und dann ein Landesprogramm wurde. Wir sind
kein groRer Fan davon, Einzelkrafte mit dieser Aufgabe zu betrauen. Wir sehen es als integrierte
Aufgabe fir alle Fachkrafte an, diese wichtige Aufgabe der sprachlichen Bildung in der Kita zu
erfillen, aber nicht mit einzelnen Personen, denen diese Aufgabe dediziert Gibergeben wird. Das
ist etwas, das wir nicht beflirworten wirden.

Frau Stefanie Biitzler: Ich gehe auf die Frage nach der Verklrzung der schulischen Ausbildung
ein. Ich wirde beflrworten, dass jeder, der die Ausbildung machen méchte, die freie Wahl hat,
ob er die PivA-Ausbildung mit dem praxisintegrierten Part oder die rein schulische Form machen
mdchte.

Ich wurde trotzdem fir die Verklrzung pladieren, da das viele Praktikanten — wie die Frau von
der Kita Sternschnuppe schon gesagt hat — tatsachlich als ein Ausschlusskriterium nehmen. Da
muss ich funf Jahre hin, in vier Jahren habe ich aber studiert und dann einen viel héheren Ab-
schluss. Das steht nicht mehr im Verhaltnis zueinander. Die theoretische Ausbildung ist natlrlich
wichtig. Wir brauchen Didaktik, Methodik, ein Verstandnis daflir, wie der Entwicklungsverlauf
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eines Kindes ist. Das kann ich in der Praxis nicht lernen. Klar lerne ich, das Kind sollte mit so und
so vielen Monaten krabbeln kdnnen, das ist keine Frage. Aber trotzdem brauche ich diesen the-
oretischen Background dafir.

Trotzdem bin ich fir eine freie Auswahl. Jeder sollte selbst entscheiden kénnen, wie er seine
Ausbildung machen mochte. Aus der Praxis kann ich sagen, dass die Absolventen der PivA-
Ausbildung nach der Ausbildung besser in den beruflichen Alltag integriert werden kénnen, weil
diese schon in der Praxis sind.

Frau Dr. Daniela Wehrstein: Sie hatten nach der Wichtigkeit der Erzieherin bei dem Thema
Sprachentwicklung gefragt. Wir finden die Position der Erzieherin zentral. Sie begleitet das Kind
tagtaglich. Hier ware ein Punkt, wo die Dokumentation, die bereits erwahnt wurde, unerlasslich
ist, weil sie Entwicklungsverlaufe aufzeigt, aber es braucht Zeit daftir und tatsachlich auch Quali-
fizierung.

Mein Sitznachbar hat die Mehrsprachigkeit erwahnt, die in Kitas oft zu wenig qualifiziert betrachtet
wird. Kinder werden als defizitar eingestuft, obwohl sie auf einem adaquaten Entwicklungsstand
stehen, wenn man den mehrsprachigen Hintergrund, den soziodkonomischen Status oder die
Bildungshintergrinde der Eltern berlcksichtigen wirde. Das Thema Sprache empfinden wir als
sehr defizitar. Es sollte auch darauf geachtet werden, welche Ressourcen, welche Resilienzen
oder eventuell auch Traumata die Kinder mitbringen. Nur durch diesen ganzheitlichen Blick kann
eingeschatzt werden, wo ein Kind steht. Dafir bedarf es tatsachlich der Kraft, die sehr nah an
dem Kind dran ist, in der Zusammenarbeit mit allen anderen.

Herr Alexandros Stathopoulos: Mir wurde die Frage gestellt, ob in anderen Bundeslandern
Problem dazu angezeigt werden, dass Erzieher mit internationalem Abschluss nur B2 fir den
Zugang brauchen. Solche Problemmeldungen sind mir persdnlich nicht bekannt. Ich kann aber
auch nicht behaupten, dass wir dafir eine stabile Datenlage hatten. Das ware jetzt zu weit gegrif-
fen. Ich kann aber ein bisschen darliber nachdenken.

C1 ist das Niveau, das man braucht, um an einer Hochschule zugelassen zu werden. Es geht
daher natirlich schon einiges ber einen kompetenten Alltagssprachgebrauch hinaus. Ich finde,
es ist durchaus berechtigt, zu sagen, Erzieherinnen und Erzieher, Fachkréfte, die in der Kita ar-
beiten, sollen so ein hohes Reflexionspotenzial mitbringen. Aber wie ich in meiner Stellungnahme
schon gesagt habe, halte ich es durchaus fir vorstellbar, dass Leute so etwas on the job lernen
und vor allem auch im Job lernen, welchen Sprachgebrauch sie wirklich brauchen. Denn ein all-
gemeines C1-Level kann durchaus Sachen beinhalten, die im Kita-Alltag gar nicht so notwendig
sind, gleichzeitig aber Fachsprache nicht beinhalten, die im Kita-Alltag sehr wohl notwendig ist.
Deswegen habe ich mich auch fir eine differenzierte Prifung ausgesprochen, nachzuschauen,
ob B2 nicht auch in Hessen méglich ware. Ich denke schon.
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Frau Sonja Wellnitz: Zu der Erzieherausbildung. Ja, ich denke, man kann sie wunderbar verkir-
zen, weil die Kindertagespflegepersonen — wenn man es so will — eine verkurzte Erzieherausbil-
dung haben. Es kommt auch darauf an, was man noch im Hintergrund hat und was man persén-
lich mitbringen mdéchte. Ich kann eine Erzieherausbildung haben, aber fachlich eine Niete sein.
Ich kann Koch sein, aber padagogisch vielleicht weitaus wertvoller aufgestellt sein. Es ist alles
individuell. Aber die Erzieherausbildung sollte wirklich verkirzt werden, weil das Personen von
dem Ausbildungsberuf abhalt, genauso wie, dass ich flr diesen Ausbildungsberuf bezahlen
muss.

Zu der frahkindlichen Sprachférderung in der Kindertagespflege. Als Hintergrund, wir arbeiten
nach dem hessischen Bildungskatalog und wir haben genauso die BEP-Ausbildungen. Das heif3t,
ich bin in Mehrsprachigkeit ausgebildet, habe Marte Meo-Sprachférderung, Montessori und Pick-
ler. Wir sind an der Basis und wir haben verschiedene Hebel. Wir haben eine Kleinkindgruppe
von maximal finf Kindern. Wir sind, wie gesagt, dabei, wir kénnen auf die Bedurfnisse der Kinder
eingehen, wir haben einen engen Kontakt zu den Eltern, der enger ist als in einer Krippe oder
einem Kindergarten. Wir haben die Basis und die Mdglichkeiten, schon frihzeitig einzugreifen,
falls uns etwas auffallt und dementsprechend vorzugehen, weil wir einfach die Ausbildung dazu
haben.

Frau Sonja Karl: Wir kbnnen uns grundsatzlich eine Verkirzung der Ausbildung vorstellen, wobei
ich eine andere Frage stellen wirde. Wir haben heute schon zweimal aus der Praxis gehort, dass
die Absolventen von Erzieherfachschulen, -ausbildungen erst dann anfangen zu lernen, wenn sie
in die Praxis minden. Wir missten uns also viel eher die Frage stellen, welche Ausbildungsin-
halte in dieser Ausbildung wie vermittelt werden.

Ich habe bei meinen Ausfihrungen vorhin darauf hindeuten wollen, dass uns heute im Kita-Alltag
andere Herausforderungen begegnen also noch vor zehn, 15 oder 20 Jahren. Das heil3t, wir
brauchen auch andere Ausbildungsinhalte und eine andere Art der Qualifikation. Da geht es in
erster Linie nicht um die Frage der Dauer, sondern um die Frage der Ausbildungsinhalte und der
Vernetzung zwischen — da gebe ich allen Vorrednern recht — Theorie und Praxis.

Zweite Fragerunde

Abgeordnete Claudia Ravensburg: Ich habe eine Frage an Frau Wehrstein. Sie haben vorhin
von der Integration der Kita-Sozialarbeit gesprochen. Das hat mich ein bisschen gewundert, des-
halb kénnen Sie mir das vielleicht noch einmal erklaren. Wir haben erstens Sozialpadagogen.
Das sind eigentlich die Sozialarbeiter, die sowieso als Fachgruppe mit im Katalog sind. Zweitens
machen die Erzieher eine sozialpadagogische Ausbildung, also sind sie aus meiner Sicht durch-
aus nicht nur in der Lage dazu, sondern es ist laut Bildungs- und Erziehungsplan ihre Aufgabe,
Sozialarbeit und auch Elternarbeit zu machen. Deshalb kdénnten Sie vielleicht noch einmal
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erlautern, was damit gemeint ist und ob Sie jetzt einen zusatzlichen Beruf zusatzlich zum Fach-
kraftkatalog in die Kita bringen wollen. Wie muss man das verstehen?

Zweitens eine Frage an den Verband der binationalen Familien. Sie sprachen ein Wort an, das
mich auch wieder ein bisschen erstaunt hat: Code-Mixing. Ich kenne mehrsprachige Kitas in Hes-
sen, die zum Beispiel englisch, spanisch, italienisch anbieten. Da wird bewusst native speaking
praktiziert. Der eine spricht mit dem Kind nur englisch, spanisch oder italienisch, jeweils, wie die
Kita ist. Der andere spricht nur deutsch, damit die Kinder quasi in einer Sprache kommunizieren
und bloB nicht, so verstehe ich das Wort, Code-Mixing machen. Zumindest habe ich das so ver-
standen. Vielleicht kdnnten Sie das noch einmal erlautern.

Eine Frage an die Lahn-Kinderkrippen. Ich bin der Meinung, dass Sprachférderung — wie wir
heute vielfach gehdrt haben — fur die Entwicklung der Kinder ganz wichtig ist. Wenn ich das Ni-
veau herabsetze, dann sind die Erzieher vielleicht nicht so sicher in der deutschen Sprache. Da
sich die Kinder beim Spracherwerb an Vorbildern orientieren, erwarten wir von Erziehern, dass
sie gutes Hochdeutsch sprechen missen. Deshalb die Frage: Wie sehen Sie das in der Praxis?
Haben Sie zum Beispiel Erfahrungen mit Praktikantinnen und Praktikanten, die der deutschen
Sprache noch nicht so fahig sind? Sind diese gut in der Lage, mit Kindern zu kommunizieren, die
— wie wir auch wissen — verklrzte Sprachcodes aus ihren Familien mitbringen, wo die Sprache
immer einfacher wird und wir gerade beim Vorlesen und Ahnlichem versuchen, sie in diese bild-
hafte, emotionenausdriickende Sprache statt in die Verkiirzung hineinzubekommen.

Eine Frage an alle, die sich dazu berufen flihlen. Wir sprechen immer von der Verkurzung der
Erzieherausbildung. Vorhin wurde uns aber gesagt, wir wirden den Sozialassistent gerne einjah-
rig machen, daflir aber — so etwas hatten wir Gbrigens friiher schon einmal — ein Praxisjahr dazu
machen. Dann wurde der Erzieher aber trotzdem wieder erst nach funf Jahren fertig sein. Wollen
Sie jetzt den Sozialassistenten ganz streichen und ein Praxisjahr machen, weil andere Anzuhé-
rende haben es vorhin anders formuliert. Deshalb noch einmal die Frage, wie Sie sich die Ver-
kdrzung vorstellen.

Abgeordneter Max Schad: Ich habe eine Frage an Frau Dr. Wehrstein. In Ihrer Stellungnahme
haben Sie auf einen Aspekt hingewiesen, der mir wichtig zu sein scheint. Wir haben in § 25 Ab-
satz 2 geregelt bzw. wir wollen dort regeln, dass das Sozialmanagement mit einbezogen wird flir
Leitungen. Sie haben geschrieben, dass bei kleineren Kitas eine Freistellungsproblematik da
ware, dass sie quasi nicht berucksichtigt werden. Vielleicht kdnnten Sie den Zusammenhang
noch einmal ein bisschen weiter ausholen.

Abgeordneter Matthias Korner: Zum Stichwort Positivkatalog. Wenn wir es diskutieren, dann
immer unter dem Aspekt, ob es Ausbildungen in anderen Bundeslandern oder europaischen Lan-
dern gibt, die wir ohne weitere Prifung direkt als einsatzfahig in unseren Einrichtungen ansehen.
Versuchen Sie mir doch einmal eine Fantasie zu wecken, was bei der Herangehensweise eines
ausfuhrlicheren Positivkatalogs die Auslenkungspunkte waren. Der Minimalstandard ist, glaube
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ich, klar: Der Weg dahin darf nicht leichter sein als der Weg, den wir selbst anbieten. Das ist fast
schon eher eine Gerechtigkeitsfrage. — Jetzt habe ich die ganze Zeit Uberlegt, wen ich direkt
fragen kann und gebe die Frage einfach einmal an das Kommissariat der Katholischen Bischofe.

Abgeordneter Gerhard Barsch: Auch von meiner Seite noch einmal herzlichen Dank fir lhre
Ausfihrungen. — Ich habe eine Frage an Frau Wellnitz. Sie haben hier heute die Perspektive der
Kindertagespflegeperson dargestellt, die wir ganz bewusst in unserem Gesetzentwurf berlick-
sichtigt haben. Ich mdchte lhnen zunachst auch danken, dass Sie sich die Zeit nehmen, heute
bei uns zu sein. Die Frage an Sie: Musste die Kooperation zwischen der Kindertagespflege und
den Kindertagesstatten aus Ihrer Sicht noch weiter verstarkt werden? Wie kdénnte das gelingen,
mehr zu einem Miteinander zu kommen? Konnte eine starkere Férderung der Kindertagespflege
auf Landesebene aus lhrer Sicht zur Entlastung der Betreuungssystems beitragen?

Abgeordneter Felix Martin: Ich habe noch zwei Fragen an die Liga. Ich muss ein letztes Mal fiir
heute auf die Vereinigung Liberaler Kommunalpolitiker zuriickkommen. Sie merken, es hat mich
irritiert, was da so alles stand. Unter anderem haben sie sich auch zum Schulgeld geauf3ert und
gesagt, das sollte nicht abgeschafft werden, weil es dann eine Ungleichbehandlung zu angehen-
den Physiotherapeuten und Logopaden ware. Soweit ich informiert bin, zahlen die schon seit flinf
Jahren kein Schulgeld mehr in Hessen. Da wollte ich Sie fragen, ob Sie diese Kritik nachvollzie-
hen kénnen und ob das Schulgeld aus Ihrer Sicht abgeschafft werden sollte, also dass das Land
das Schulgeld tGibernehmen sollte.

Sie haben in Ihrer schriftlichen Stellungnahme auch die Moglichkeit begrif3t, dass die Ausbildung
verkirzt werden kénnte. Jetzt wird im Gesetzentwurf der Landesregierung nichts zu diesen Punk-
ten gesagt, weder zur Struktur der Ausbildung noch zum Schulgeld. Glauben Sie, dass das, was
am Ende des Jahres beschlossen wird, ausreicht, um den Fachkraftemangel tatsachlich anzuge-
hen?

Frau Dr. Daniela Wehrstein: Zunachst zur Kita-Sozialarbeit. Die Liga hatte sich stark damit be-
schaftigt, wie die Kita der Zukunft aussieht: Was braucht es, damit die Kita als Teil der Gesell-
schaft das leisten kann, was Kinder brauchen? Oft wird vergessen, wer Uberhaupt betreut wird.
Was brauchen die Systeme des Kindes, um gut zu funktionieren? Ein Aspekt war die Kita-Sozi-
alarbeit. Meine Kollegin aus Rheinland-Pfalz kann bestimmt auch gleich erganzen.

Erzieherinnen und Erzieher haben natirlich bestimmte Aufgaben. Sie kbnnen es aber nicht leis-
ten, in den Sozialraum rein zu vernetzen, Systeme zu vernetzen, Hilfsangebote zu machen. Das
sprengt den Rahmen. Die Fachkraft flhrt natirlich Elterngesprache, sie soll ja begleiten. Wir den-
ken eher an die Vernetzung der Rdume und der Angebote der verschiedenen Systeme, die es
schon gibt. Das fehlt oft. Es laufen Dingen parallel, nebeneinander her. Unserer Meinung nach
brauchte es eine Funktionsstelle. Wo diese angedockt wird, ob tragerlUbergreifend,
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quartiersbezogen oder stadtteilbezogen, kénnte man gemeinsam Uberlegen. Da gibt es sicher
verschiedene Konzepte. Daran haben wir bei der Kita-Sozialarbeit gedacht.

Zur Frage nach der Freistellung. Es ist so, dass kleine und Kleinsttrager keine freigestellten Lei-
tungen haben, sondern in der Regel im Gruppendienst sind. Wir hatten in unserer Stellungnahme
die Idee eingebracht, wie man eine Koppelung machen kann mit der Mdglichkeit, verschiedene
Paragraphen zu mischen. Wir haben aber das Argument, dass wir zurlickbekommen haben, sehr
wohl ernst genommen, dass dann ein Rollenkonflikt entstehen kann, wenn eine Leitung quasi im
Alltagsgeschaft Fachkraft zur Mitarbeit ist. Deswegen haben wir das jetzt auch herausgenommen.
Das Argument finden wir stichhaltig, sehen aber dennoch, dass die kleinen Trager sehr sensibel
auf Veranderungen reagieren und oft, wenn man das proportional rechnet, weniger Geld bekom-
men, aber starkere Unterstlitzung fir bestimmte Systeme brauchen, weil sie keinen Back-up-
Apparat oder kein gréferes Setting haben.

Inhaltlich ware das Leitungsprofil eine Erganzung, um zu unterstitzen, aber wir sind noch dran,
zu Uberlegen, wie man diese Trager in der Zuverlassigkeit unterstitzen oder auch, weil sehr viel
Ehrenamt eine Rolle spielt, wie man neue Strukturen denken kann, damit diese Trager gut und
verlasslich arbeiten kénnen.

Frau Sonja Zernia: Ich méchte auf eine Frage eingehen, die mir nicht konkret gestellt wurde.
Herr Kérner, Sie hatten nach den Ausbildungen gefragt, die auf der Positivliste landen kénnten.
Es gibt zum Teil Ausbildungen im Ausland, die sehr nah an der Ausbildung zum Erzieher sind,
aber denen der Jugendhilfeanteil fehlt. Wir sind der Meinung, dass diese Krafte ohne Probleme
in der Kita arbeiten kénnten, da sie eben auf Kita spezialisiert ausgebildet sind. Das gibt es zum
Beispiel in Osterreich, da kénnen Sie einmal schauen. Den Menschen fehlt, wie gesagt, der Ju-
gendhilfeanteil. Wir finden, die kénnen als ein Beispiel durchaus auf die Positivliste.

Herr Martin, Sie haben nach dem Schulgeld gefragt. Ja, wir sind eindeutig fir die Abschaffung
bzw. fur die Ubernahme des Schulgeldes. Ich bin jetzt nicht 100-prozentig auf dem Stand, wie
das bei Logopaden ist. Ich meine aber auch, dass sie nicht mehr zahlen wirden, kann das jetzt
aber nicht mit Sicherheit bezeugen. Aber warum nicht andersherum den Weg gehen und eben
auch fur die Logopaden das Schulgeld Gbernehmen.

Zum Thema Ausbildung verkiirzen. Ja, wir sind daflir, die Ausbildung zu verkirzen. Dazu haben
wir uns in der Stellungnahme gedufert. Herr Martin, Sie haben gefragt, ob uns die Veranderun-
gen jetzt weit genug gehen wirden. Na ja, was heilt weit genug? Im Grunde genommen kann es
uns nie weit genug gehen. Uns wirde immer etwas einfallen, was wir noch mehr fordern kénnten,
aber wir sehen auch, dass gerade wenig Gelder da sind. Wir wollen uns momentan auf Dinge
konzentrieren, die jetzt schnell umsetzbar sind.

Wir sind tatsachlich aber schon in der Vorbereitung der Novellierung des HKJGB und beschafti-
gen uns schon intensiv damit. Das heifl3t, Sie kdnnen gespannt sein, was da kommt.

Re/mm 53 ASA 21/18 —29.10.2025

HESSISCHER



21. WAHLPERIODE 3 y
el L

=gl LANDTAG

Herr Alexandros Stathopoulos: Danke fir die Frage zum Code-Mixing oder Code-Switching.
Vielleicht vorab, ich selbst bin kein Sprachwissenschaftler und auch kein Entwicklungspsycho-
loge. Aber im Verband rezipieren wir diese wissenschaftliche Literatur natirlich sehr intensiv und
haben natlrlich auch einige alltagspraktische Erfahrungen mit unseren Mitgliedern und unseren
eigenen Familien.

Zum Thema Mehrsprachigkeit kann ich grundlegend sagen, es gelingt Kindern sehr gut, mehrere
Sprachen gleichzeitig zu lernen, also nicht nur zwei, sondern auch drei oder vier Sprachen sind
bei manchen Kindern berhaupt kein Problem. Daflir braucht es aber die richtigen Rahmenbe-
dingungen. Wichtige Rahmenbedingungen sind, dass sie mit anderen Kindern in den verschie-
denen Sprachen reden kénnen und dass sie mit Erwachsenen kompetent in diese Sprachen re-
den kénnen. Da ist es durchaus richtig, dass es Empfehlungen gibt, die sagen, ein Erwachsener
eine Sprache, ein Raum eine Sprache, und man keine Mischungen von aulRen einfihrt, was fir
die Kinder vielleicht schwierig zu lesen ist.

Es stimmt durchaus, dass es Empfehlungen gibt, die Sprachen nicht zu mischen. Was aber
durchaus empfehlenswert ist und wogegen nichts spricht, ist — so wie ich das sehe —, wenn Kinder
die Sprachen selbst mischen. Das ist ein spielerischer Prozess, da spielen Kinder mit der Spra-
che. Das ist wie beim Laufen lernen, wo ausprobiert wird, ob Sachen funktionieren oder eben
einmal nicht funktionieren.

Deswegen wirde ich sagen, dass man der Mehrsprachigkeit von Kindern Raum lassen kann. Da
kann man irgendwie darauf schauen, dass Freude und Spaf} mit dabei sind. Das Mischen von
Sprache ist eben oft auch ein spielerischer Prozess. Ich glaube, die Literatur so verstanden zu
haben, dass es kein Problem ist, wenn Kinder das machen. So habe ich auch die Erfahrungen in
unserem Umfeld verstanden. Aber es ist wichtig, in den Rahmenbedingungen Klarheit zu haben
und Menschen, die kompetent mit Mehrsprachigkeit umgehen kdénnen.

Frau Stefanie Biitzler: Es kam die Frage, wie wir das in der Praxis mit der Sprachkompetenz der
Mitarbeiter sehen. Da kann ich sagen — wir haben Krippen, wir sind Lahn-Kinderkrippen, wir ha-
ben aber auch Kitas —, dass es tatsachlich ein Unterschied ist, ob es um Krippen oder Kitas geht.
Die Frage, ob ich diese Sprachkompetenz in der Kita brauche, wirde ich mit Ja beantworten, da
mit den Vorschulklassen, den Vorschulgruppen, den Vorschilern, die auf die Vorschule vorberei-
tet werden sollen, doch mehr Diskussionsbedarf besteht.

Im Krippenbereich arbeiten wir viel mit Babysignalen, um den Spracherwerb zu férdern. Da bin
ich tatsachlich davon tberzeugt, dass wir hier, wo die Kinder auf Lautierungen von uns reagieren,
nicht Mitarbeiter brauchen, die C1 haben, sondern da wiirde es tatsachlich reichen, dass die
Mitarbeiter mit den Kindern in Kontakt treten kénnen. Hierfir missten sie nicht unbedingt kom-
plett der deutschen Sprache machtig sein.

In der Kita profitiere ich von mehrsprachigen Mitarbeitern, die vielleicht nicht die 100-prozentige
Kompetenz der deutschen Sprache haben, aber die mit den Eltern in Kontakt treten kénnen, die
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uns nicht verstehen. Wir profitieren dann davon, dass diese Mitarbeiter bei Elterngesprachen, bei
Entwicklungsgesprachen simultan Ubersetzen kdnnen, was wir niemals leisten konnten.

Frau Sonja Karl: Zur Positivliste. Frau Zernia hat ein Beispiel genannt, das mir jetzt tatsachlich
auch gekommen ware, um noch einmal genauer hinzuschauen, wo in anderen Landern eine viel-
leicht nicht so umfassende Ausbildung zur Fachkraft oder zur Erzieherin angestrebt wird, die wir
in Teilen unseres Systems integrieren kénnten. Gleichzeitig haben wir natirlich die Haltung, dass
es ein Qualifikationsniveau braucht, das dem unseren entspricht und dieses nicht unterschreitet.

In der Praxis stehen wir auch immer der Herausforderung gegeniiber, Menschen aus anderen
Kulturen, die in unser System einmlnden, zu integrieren. Nicht nur das fachlich erworbene Leis-
tungsniveau, der Abschluss und die fachliche Ausbildung sind entscheidend, sondern eben auch
die Integration in unsere Haltung, in unsere Kultur, in unsere Art des Umgangs mit den Kindern.

Frau Sonja Wellnitz: Herr Barsch, zu der Frage der Kooperation Kindertagespflege und Kinder-
garten. Ja, diese sollte ausgebaut werden, weil Mikrolibergange, wie gesagt, gerade flir um drei
Jahre alte Kinder wichtig sind, wenn meistens ein Wechsel in eine Einrichtung ansteht. Wir haben
einen Blick auf die Kinder. Das bedeutet, wir kdnnen unser Wissen, das wir tiber das Kind haben,
in Fachkraftgesprachen an den Kindergarten weitergeben und so einen flieRenden Ubergang si-
cherstellen. Sie kénnen es sich so vorstellen wie beim Ubergang Kindergarten und Schule, da
wird es auch gemacht. Das heil3t, wir kdnnen die neuen Fachkrafte mit unserem Wissen unter-
stutzen.

Wir haben den Blick auf das Kind. Es geht nicht nur um die Sprache, sondern vielleicht ist ein
Kind einfach schiichterner und braucht deswegen langer. Wir sehen die Familie und das Kind,
und wir kdnnen dieses Wissen an die neue Einrichtung weitergeben.

Starkere Forderung und Entlastung. Ja, die Kindertagespflege muss starker geférdert werden.
Meines Erachtens miusste es eine landesweit einheitliche Regelung geben. Ich bin zum Beispiel
im Bezirk des Landkreises Darmstadt-Dieburg tatig. Das heif’t, ich kann mit den Landkreisen
Bergstralie und Offenbach zusammenarbeiten. Aber die Satzungen in Offenbach sind anders wie
in der Bergstrafle und die vom Landkreis Darmstadt-Dieburg noch einmal. Das heif3t, ich habe
dementsprechend, salopp gesagt, drei Arbeitsvertrdge. Bei den einen verdiene ich sechs Euro
pro Stunde, bei dem anderen vier Euro pro Stunde. Ich habe vielleicht zehn Krankheitstage im
Jahr, aber vielleicht auch gar keine Krankheitstage im Jahr; Urlaubszeit, Gberall unterschiedlich
geregelt. Da misste noch einmal draufgeschaut werden.

Es musste eine einheitliche Richtung vorgegeben werden. Nicht so salopp, wie es schon vorhin
bei den Fordergeldern gesagt wurde. Ja, sie bekommen Fordergelder, 100-prozentig. Zwei Satze
weiter, tut mir leid, doch nicht, wir missen Kreise und Kommunen entlasten. Das verstehen wir
alles, aber es muss einheitlich sein, auch bei den Sachkosten. Manche geben 1,80 Euro flr die
Sachkosten, dazu zdhlen Mietanteil, Nebenkosten, Wasser, Strom, aber auch Materialkosten.
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Das heilt 1,80 Euro pro Betreuungskind pro Stunde. Wollen Sie mir sagen, damit lasst es sich
finanziell wirtschaftlich arbeiten? Nein, lasst es sich nicht. Eine einheitliche Regelung ware also
hervorragend.

Herr Dr. Gottfried Oy: Ich wirde noch einen Gedanken zum Thema Positivkatalog beisteuern.
Es geht natlrlich darum, sich die verschiedenen Curricula in den Landern anzuschauen und zu
vergleichen. Es gibt durchaus andere Lander in der EU, in denen der Erzieherberuf sogar ein
héheres Niveau hat, beispielsweise in Spanien. Insofern sehe ich da durchaus die Méglichkeit,
eine recht breite Positivliste aufzustellen.

Frau Sigrid Isser: Alleine daran, dass es so eine Anhdérung gibt und dass dieses Thema hier so
intensiv neu aufgearbeitet wird, sieht man, da besteht Anderungsbedarf. Sie alle von den unter-
schiedlichen Parteien bringen Ihr Votum mit ein. Dass Sie uns angehdrt haben, ist ein gutes Sig-
nal fir die Einrichtungen und letztendlich flr unsere Zukunft, die Kinder.

Vorsitzende: Das war ein sehr schones Schlusswort, vielen Dank.

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Alle Kolleginnen und Kollegen hatten die Moglichkeit,
ihre Fragen zu stellen, auf die Sie ausfihrlich und allumfassend geantwortet haben.

Damit Sie merken, mit welchem Eifer wir bei der Anhérung dabei waren. Heute Morgen um 10
Uhr zu Beginn der Ausschusssitzung hat das Thermometer hier 21 Grad angezeigt, jetzt haben
wir Uber 24 Grad. Sie sehen, wir haben uns alle warmgelaufen fir dieses Thema und nehmen
viel fur die weitere Beratung im Ausschuss mit.

Ich darf mich von Ihnen verabschieden und auch im Namen meiner Kolleginnen und Kollegen bei
Ihnen bedanken, dass Sie sich heute so lange die Zeit fir uns genommen haben.

(Beifall)

Ich schliele die Sitzung.

Wiesbaden, 11. November 2025

Protokollfiihrung: Vorsitz:

Rebecca Recebs Sabine Bachle-Scholz

Re/mm 56 ASA 21/18 —29.10.2025



	Stenografischer Bericht öffentliche Anhörung
	Anwesende:

	Öffentliche mündliche Anhörung
	Gesetzentwurf Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Gesetz zur Sicherstellung des Fachkräftebedarfs von Tageseinrichtungen für Kinder (Kita-Fachkräftegesetz) – Drucks. 21/2189 –
	Gesetzentwurf Fraktion der Freien Demokraten Gesetz zur Förderung der frühkindlichen Bildung und Sprachförderung in Kindertageseinrichtungen – Drucks. 21/2391 –
	Gesetzentwurf Landesregierung Zehntes Gesetz zur Änderung des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches – Drucks. 21/2612 –
	Dringlicher Gesetzentwurf Fraktion der AfD Gesetz zur Sprachförderung in Kindertageseinrichtungen – Drucks. 21/2665 –
	Block 1
	Erste Fragerunde
	Zweite Fragerunde
	Block 2
	Erste Fragerunde
	Zweite Fragerunde



